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Integration findet vor Ort statt, wo Menschen
miteinander lernen, arbeiten und leben. Die
Landeshauptstadt München definiert Integra-
tionspolitik als kommunale Querschnittspolitik,
von der alle kommunalen Handlungsfelder tan-
giert sind und die von allen städtischen Refera-
ten geleistet wird. Die Vollversammlung des
Stadtrats hat am 23.11.06 einstimmig die
„Grundsätze und Strukturen der Integrations-
politik der Landeshauptstadt München“ (Integ-
rationkonzept) beschlossen. Durch das Integra-
tionskonzept wird der Integrationspolitik der
Landeshauptstadt München ein gemeinsamer
Rahmen gegeben. Es basiert auf einer Vision,
die die Teilhabe aller am gesellschaftlichen Le-
ben, an kommunalpolitischen Entscheidungen
und ihren Zugang zu Ressourcen gleichberech-
tigt gewährleistet. Das Integrationskonzept soll
einen verbindlichen Rahmen für kommunalpoli-
tische Handlungsansätze geben, die in einem
fortlaufenden Prozess von Zielformulierung,
Maßnahmenplanung und Controlling der kom-
munalen Sozial-, Gesundheits-, Wirtschafts-,
Bildungs-, Sport-, Kultur- und Sicherheitspolitik
münden.

Um Integration und Integrationserfolge zu mes-
sen, ist es notwendig, die Begriffe „Migrantin-
nen und Migranten“ und „Menschen mit Migra-
tionshintergrund“ zu operationalisieren. Bislang
werden lediglich die Daten von Ausländerinnen
und Ausländern statistisch ausreichend erfasst.
Deutsche mit Migrationshintergrund werden
derzeit noch nicht angemessen ermittelt. Sie
nehmen aber verschiedentlich, z. B. in der Bil-
dungs- und Einkommensstatistik, bereits eine
wesentlich günstigere sozioökonomische Plat-
zierung ein als Migrantinnen und Migranten
ohne deutschen Pass. Häufig sind das Integra-
tionserfolge, die aber nicht als solche wahrge-
nommen werden. Denn Integration ist ein Pro-
zess, der sich über mehrere Generationen er-
streckt, und Integrationserfolge lassen sich des-
halb in der zweiten und dritten Migrantengene-
ration oft besser erkennen als in der ersten.
Der Anteil von Menschen mit Migrationshinter-
grund liegt wesentlich höher als durch die
bloße Ausländerstatistik ausgewiesen. Einge-
bürgerte und Nachkommen von Eingebürgerten

sowie Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler
sind in den herkömmlichen Statistiken nur un-
zureichend berücksichtigt. Im Mikrozensus
2005 des Statistischen Bundesamtes wurde
deshalb nicht nur die Staatsangehörigkeit erho-
ben, sondern auch der Migrationshintergrund
erfragt. In Deutschland leben demnach 7,3 Mil-
lionen Personen ohne deutschen Pass, aber
15,3 Millionen Ausländerinnen und Ausländer
sowie Deutsche mit Migrationshintergrund. In
München kommen nach dem Mikrozensus
2005 zu den dort erfassten 24 Prozent Auslän-
derinnen und Ausländern noch weitere zehn
Prozent Deutsche mit Migrationshintergrund
hinzu.
Zur Vorbereitung einer allgemeinen, aktuellen
und ständigen Bereitstellung der entsprechend
benötigten Daten, und um die notwendige Da-
tenerfassung und deren Rahmenbedingungen
zu klären, wurde das Gutachten „Menschen mit
Migrationshintergrund. Datenerfassung für die
Integrationsberichterstattung“ im Auftrag der
Stelle für interkulturelle Arbeit, Sozialreferat und
des Statistischen Amtes der Landeshauptstadt
München von Dr. Heike Diefenbach und Dr.
Anja Weiß verfasst. Begleitet wurde der Prozess
von einer Arbeitsgruppe von Vertreterinnen und
Vertretern der Münchner Fachreferate sowie
des Ausländerbeirates. Wir bedanken uns bei
Dr. Heike Diefenbach und Dr. Anja Weiß sowie
allen anderen Beteiligten für die sehr gute Zu-
sammenarbeit.

Das Gutachten bietet gute Lösungen an, die
den Problemen und Widersprüchlichkeiten
Rechnung tragen, mit denen eine statistische
Erfassung von Menschen mit Migrationshinter-
grund konfrontiert ist und die sich auch nicht
auflösen lassen.
Die Gutachterinnen „plädieren dafür, neben
rechtlichen Kategorien, die spezifisch für einzel-
ne Nationalstaaten oder Bundesländer sind
und die sich schnell und häufig ändern, auch
Konstrukte zu erheben, die international ver-
gleichbar und hoffentlich etwas ‚unpolitischer‘
sind.“ Dabei ist z. B. an den Geburtsort im Aus-
land zu denken, an die Migrationserfahrung der
Eltern oder an die Identität, die sich Menschen
selbst zuschreiben.

Einführung
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„‚Menschen mit Migrationshintergrund‘ sollen
u. a. deshalb statistisch erfasst werden, weil sie
den Staat vor besondere Anforderungen stellen
und/oder weil sie in besonderem Maße Nach-
teile gegenüber Menschen ohne Migrations-
hintergrund haben. Oft erfassen gerade die In-
dikatoren, die am ‚zweckmäßigsten‘ erschei-
nen, beides: die Migrationserfahrung und den
aus ihr resultierenden Förder- oder Integra-
tionsbedarf. Wenn man Menschen mit Migra-
tionshintergrund z. B. darüber definiert, dass
diese in ihrer Familie eine Minderheitssprache
sprechen, wird damit bereits eine ‚Abwei-
chung‘ benannt, die u. a. schulpolitisches Han-
deln erfordern kann. Wenn man einen Migra-
tionshintergrund implizit automatisch mit Defi-
ziten verbindet, begibt man sich jedoch in ei-
nen Teufelskreis. Denn diejenigen Menschen
mit Migrationshintergrund, die z. B. die Mehr-
heitssprache sprechen und die von daher kei-
ne politische ‚Problembewältigung‘ erfordern,
verschwinden aus der Statistik. Integrationser-
folge können dann nur noch als ‚Verschwinden
aus der Zielgruppe‘ erfasst werden. Dieses
Gutachten strebt danach, die statistische Erfas-
sung von ‚Menschen mit Migrationshinter-
grund‘ von der Diagnose eines Förderbedarfs
zu trennen. Die Erhebung von Förderbedarfen
wird zu klären sein, wenn eine Integrations-
berichterstattung ins Auge genommen wird.“
Die Unterscheidung von Menschen mit und
ohne Migrationshintergrund ist nur eine Unter-
scheidung, um die Fragen von Chancengleich-
heit empirisch zu verfolgen. „Menschen mit
Migrationshintergrund“ sind „eine in sich aus-
gesprochen heterogene Gruppe, die nur ge-
meinsam hat, dass in ihrem Leben – oder dem
Leben ihrer Vorfahren – eine Ländergrenze

überschritten wurde. Es kann sein, dass es sich
um Menschen handelt, die unabhängig von
der Migration arm oder reich, ungebildet oder
gebildet, vereinsamt oder sozial integriert oder
politisch desinteressiert oder interessiert sind.
Wenn es um die empirisch beobachtbare
Schlechterstellung von Menschen geht, wird
man im Regelfall viele Aspekte bedenken müs-
sen, die nur teilweise in inhaltlichem Zusam-
menhang mit dem Migrationshintergrund einer
Person stehen.“ Dazu zählen u. a. das Ge-
schlecht, die soziale Schicht, der Bildungshin-
tergrund und der Aufenthaltsstatus.
Die Gutachterinnen weisen auch auf ein Dilem-
ma hin, in dem sich jegliche Statistik befindet:
„Man kann viele Probleme durch umfangreiche
Fragenkataloge methodisch überzeugend be-
arbeiten. Die Ökonomie der Datenerhebung
gebietet es jedoch, sich auf wenige, möglichst
effiziente Daten zu beschränken.“

Das Gutachten gibt eine sehr gute Grundlage,
um in München eine solide Integrationsbericht-
erstattung zu installieren. Da Daten überregio-
nal vergleichbar sein sollten, hoffen wir, dass
das Gutachten für andere Kommunen und an-
dere Ebenen hilfreich ist, um ihre Statistik wei-
terzuentwickeln.

Elmar Huss, Statistisches Amt der
Landeshauptstadt München, Direktorium

Uschi Sorg, Stelle für interkulturelle Arbeit der
Landeshauptstadt München, Sozialreferat
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Das Selbstverständnis von Nationalstaaten ist
historisch gewachsen. In Deutschland ging man
traditionell davon aus, dass Staatsangehörigkeit
und Nation in der „Volksnation“ weitgehend
deckungsgleich sind (Brubaker 1994). Daher
wurden migrationsbezogene Fragen und Proble-
me anhand der  Unterscheidung zwischen
Deutschen und Ausländern untersucht. Unter
den Ausländern wurde gemäß der Staatsange-
hörigkeit und nicht etwa gemäß der Zugehörig-
keit zu einer ethnischen Gruppe unterschieden.

Die Klarheit dieser bewährten Vorgehensweise
wurde und wird durch mehrere Entwicklungen
unterlaufen: Zum einen kam es zu einer konti-
nuierlichen Zuwanderung, die – getreu dem
Selbstverständnis der Volksnation – nicht in
eine entsprechende Zahl an Einbürgerungen
mündete. So leben mehrere Millionen „Auslän-
der“ in der zweiten oder gar dritten Generation
in Deutschland. Bei dieser Gruppe ist nicht
mehr eindeutig, ob sie sich z. B. als Deutscher,
als Italienerin oder als Deutschtürke sehen und/
oder wahrgenommen werden. Rechtlich sind
sie in vieler Hinsicht Staatsbürgern gleichge-
stellt. Auch erhalten hier geborene Kinder legal
in Deutschland lebender Eltern mittlerweile die
Option auf die deutsche Staatsangehörigkeit.
Soweit diese Kinder weiterhin migrationsbezo-
gene Besonderheiten aufweisen, wie das z. B.
bei fremdsprachigen Herkunftsfamilien der Fall
ist, wäre es sinnvoll, einen Hinweis auf ihren
Migrationshintergrund zu haben. Da diese
Kinder bis zum 18. Lebensjahr als deutsche
Staatsbürger behandelt werden, sind sie aber
ebenso wie Eingebürgerte statistisch nicht „er-
kennbar“.1  Dieser Effekt war und ist bei einer
Reihe von Personen, wie z. B. Spätaussiedlern,
politisch erwünscht. Spätaussiedler machten
während der 1990er-Jahre  den größten Teil
der „echten“ Neuankömmlinge aus. Die klassi-
schen Probleme von Neuzuwanderern lassen
sich bei der größten Zahl der seit 1990 einge-
wanderten Migranten und Migrantinnen also
gar nicht mehr mit einem Ausländerstatus in
Verbindung bringen.

Die Erfassung der Bevölkerungsteile mit „Migra-
tionshintergrund“ über die Staatsangehörigkeit

geht also an den empirischen Realitäten und
politischen Entwicklungen vorbei. Das ist be-
sonders dann bedauerlich, wenn Integrations-
erfolge unsichtbar werden, wie dies beispiels-
weise dann der Fall ist, wenn die besseren
Schüler auch häufiger eingebürgert werden, so
dass die Schulabschlüsse der verbliebenen
„Ausländer“ niedriger scheinen als dies für alle
Kinder ihrer Migrationsgeneration und Alters-
gruppe der Fall wäre. Im Rahmenkonzept
„Grundsätze und Strukturen der Integrations-
politik der Landeshauptstadt München“ wird die
Notwendigkeit einer gesamtstädtischen Integra-
tionsberichterstattung formuliert. Eine Voraus-
setzung hierfür ist es, Menschen mit Migra-
tionshintergrund statistisch zu erfassen. Wie
dies in verschiedenen Kontexten am besten ge-
tan werden kann, soll  das vorliegende Gutach-
ten klären.

Bei der statistischen Erfassung von Menschen
mit Migrationshintergrund und der Integra-
tionsberichterstattung handelt es sich um
zwei unterschiedliche Anliegen: Integrations-
berichterstattung muss normative Ziele fest-
legen, deren Erreichen sozialwissenschaftlich
überprüft werden kann. Es handelt sich um den
Spezialfall einer Evaluationsforschung, die das
Erreichen politisch gewünschter Ziele überprüft.
Die statistische Erfassung von Menschen mit
Migrationshintergrund sollte demgegenüber
normative Setzungen vermeiden. Das ist aus
zwei Gründen wichtig: Zum einen kann man die
Zielgruppe nur langfristig und länderverglei-
chend untersuchen, wenn man versucht, Defi-
nitionen zu finden, die jenseits der Tagespolitik
tragfähig sind. Zum anderen kann man den
(Miss-)Erfolg von Integration nur messen, wenn
man die zu untersuchende Gruppe unabhängig
von deren Integrationsgrad bestimmt. Sonst be-
stimmt die Auswahl der Gruppe schon den Aus-
gang der Evaluation.2  Natürlich hat auch eine
„streng wissenschaftliche“ Definition von Men-
schen mit Migrationshintergrund normative Vo-
raussetzungen und Folgen, die in diesem Gut-
achten auch angesprochen werden. Dennoch
ist es gerade bei politisch hoch kontroversen
Themen möglich und wichtig, sich um wert-
neutrale Definitionen zu bemühen.

Einleitung

1 Natürlich liegen amt-
licherseits Daten dazu vor,
welche Personen sich mit
Erreichen des 18. Lebens-
jahrs für eine Staatsange-
hörigkeit entscheiden
müssen. Diese ziehen
sich aber nicht durch alle
amtlichen Datensätze, da
die einfache Frage nach
der Staatsangehörigkeit
von „Options-Deutschen“
zutreffend mit „deutsch“
beantwortet werden kann
und soll.

2 Wie oben erwähnt, ist
das das zentrale Problem
einer Integrationsbericht-
erstattung, die in
Deutschland „Ausländer“
untersucht. Dadurch,
dass sich diejenigen Aus-
länder, die besonders „in-
tegriert“ sind, eher einbür-
gern lassen (können), sind
bei den verbleibenden
„Ausländern“ von vorne-
herein schlechtere Ergeb-
nisse zu erwarten.

1
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Um den sehr heterogenen Bedürfnissen ver-
schiedener städtischer Dienststellen gerecht zu
werden, wird ihr Datenbedarf überblickshaft ge-
klärt (Kapitel 2). Im dritten Kapitel werden eini-
ge Lösungen vorgestellt, die andere Kommunen
und Staaten für die Erfassung von Personen mit
Migrationshintergrund gefunden haben. Im vier-
ten Kapitel werden Teilaspekte einer Definition
von Menschen mit Migrationshintergrund ein-
zeln behandelt, nämlich Nationalität, Migra-
tionserfahrung, Rechtsstatus, Identität, Diskrimi-
nierungserfahrungen und sozialstrukturelle
Nachteile. Nach einer Klärung des theoreti-
schen Hintergrundes der einzelnen Konstrukte
stellen wir Möglichkeiten dar, das jeweilige
Konstrukt zu operationalisieren, und wir disku-
tieren die Vor- und Nachteile des jeweiligen Zu-
gangs. Im fünften Kapitel schlagen wir einige
Modelle für die Erfassung von Menschen mit

Migrationshintergrund vor, in denen mehrere
Konstrukte kombiniert werden und die dem Be-
darf der Landeshauptstadt München gerecht
werden können.

Wir danken an dieser Stelle den Teilnehmern
und Teilnehmerinnen der städtischen Begleit-
gruppe für dieses Vorhaben. Ihr Engagement
gewährte uns den Einblick in den Datenbedarf
der Stadt München, der für eine praxisnahe Be-
gutachtung erforderlich war. Besonderer Dank
gebührt dem Statistischen Amt und hier insbe-
sondere Elmar Huss sowie der Stelle für inter-
kulturelle Arbeit, Sozialreferat, und hier insbe-
sondere Uschi Sorg, die dieses Gutachten ge-
meinsam in Auftrag gegeben und nach Kräften
gefördert haben.
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Angesichts der Vielzahl städtischer Stellen ist
es im Rahmen dieses Gutachtens nicht mög-
lich, den Datenbedarf für alle Dienststellen im
Detail festzustellen und zu berücksichtigen.
Dank der Begleitung der Gutachtenerstellung
durch das Sozialreferat, das Referat für Ge-
sundheit und Umwelt, die am Direktorium an-
gesiedelte Beschwerdestelle für Diskriminie-
rungsfälle, das Personal- und Organisations-
referat, das Schul- und Kultusreferat, das Refe-
rat für Stadtplanung und Bauordnung sowie
nicht zuletzt durch das Statistische Amt und die
Stelle für interkulturelle Arbeit konnten jedoch
mehrere – und wie wir vermuten typische –
Problemlagen eruiert werden.

Alle Referate können Anfragen an das Statisti-
sche Amt richten, bestimmte Informationen aus
dem Zentralen Informations-Management
und Analyse-System (ZIMAS) zu beziehen.
Es handelt sich bei ZIMAS um eine zentrale
Datenbank, mit deren Aufbau im Jahr 2000 be-
gonnen wurde und die seitdem stetig ausge-
baut wurde und wird.3  Ziel ist es, im ZIMAS
möglichst viele planungsrelevante Daten nach
Themen geordnet zu integrieren und idealer-
weise als Zeitreihen fortzuschreiben. Im Rah-
men des ZIMAS kann auf die Register des Ein-
wohnermeldeamtes und der KFZ-Zulassungs-
stelle zurückgegriffen werden, aber auch Haus-
halts-, Arbeitsmarkt- und Schülerdaten stehen
im ZIMAS zur Verfügung. ZIMAS integriert Da-
ten, die von anderen Behörden oder Referaten
gesammelt oder bereit gestellt werden, führt
aber selbst keine Erhebung zusätzlicher Daten
durch. Weil die Datenerfassungs-Software häu-
fig referatsspezifisch und nicht kompatibel ist,
sind den Integrationsmöglichkeiten von Daten
im ZIMAS aber Grenzen gesetzt. Menschen mit
Migrationshintergrund können im ZIMAS nur
anhand der Indikatoren erfasst werden, die im
Datenmaterial des Datenspenders verfügbar
sind. So lassen sich im ZIMAS aufgrund der
Daten des Einwohnermeldeamtes Ausländer
nach Staatsangehörigkeiten, auch auf Stadtbe-
zirksebene, identifizieren; Spätaussiedler z. B.
sind jedoch bislang nicht klar identifizierbar. Sie
werden näherungsweise durch Zuzüge aus der
Zentralen Aufnahmeeinrichtung in Zirndorf zu

identifizieren versucht. Die Mitarbeiter am
ZIMAS-Projekt versuchen also, Personen mit
Migrationshintergrund durch vorliegende Meta-
Daten zu migrationsspezifischen Indikatoren zu
identifizieren, was jedoch immer mit einigen
Unsicherheiten behaftet ist. Während ZIMAS
also ein wichtiges Projekt ist, das mittel- und
langfristig von großem Nutzen sein wird, ist es
derzeit kaum geeignet, den Datenbedarf der
verschiedenen Referate in Bezug auf Personen
mit Migrationshintergrund zu befriedigen. Eher
gilt, dass ZIMAS der Stadtverwaltung zukünftig
umso nützlicher sein wird, je mehr geeignete
Daten von den einzelnen Referaten an ZIMAS
geliefert werden, wobei sich aber – wie bereits
angedeutet – bislang ungelöste (und vermutlich
auch nur teilweise lösbare) Fragen der Kompa-
tibilität stellen.

Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung
stellt den Bedarf an Infrastruktur vor allem
durch kleinräumige Analysen fest. Für
stadtteil- oder wohnblockbezogene Analysen
sind Daten erforderlich, die die ganze Bevölke-
rung erfassen. Bei selektiven Erhebungen mit
Anspruch auf Repräsentativität sind die Fall-
zahlen gerade für Bevölkerungsgruppen mit be-
sonderen Bedürfnissen meist zu klein, um ver-
lässliche Informationen bereit zu stellen. Für
dieses Referat ist es daher von besonderer Be-
deutung, sekundäranalytisch auf Daten auf-
zubauen, die für die gesamte Bevölkerung
vorhanden sind. Ähnliches gilt für die Analy-
sen des Referates für Gesundheit und Umwelt,
die z. B. die Feinstaubbelastung von Anwoh-
nerinnen und Anwohnern feststellen und nach

Möglichkeiten der Identifizierung von Personen
mit Migrationshintergrund in der Landes-
hauptstadt München: Ist- und Soll-Zustand

2

3 Wir danken dem Leiter
des ZIMAS-Projektes,
Herrn Peter Geisser, an
dieser Stelle sehr herzlich
dafür, dass er sich bereit
erklärt hat, uns die Grund-
funktionen und die Mög-
lichkeiten von ZIMAS zu
erläutern, und es uns so
ermöglicht hat, uns selbst
ein Bild von diesem
Datenverwaltungssystem
zu machen.
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Bevölkerungsgruppen aufschlüsseln wollen. Bei
flächendeckend erhobenen Daten wirft der Da-
tenschutz besondere Probleme auf: Die Betref-
fenden können sich der Datenerhebung nicht
entziehen. Auch kann z. B. eine in Deutschland
seltene Staatsbürgerschaft bei kleinräumigen
Auswertungen schon einzelne Personen identifi-
zieren.

Viele der bisher vorliegenden Daten werden im
Rahmen gesetzlicher Vorgaben erhoben. Da-
mit kann die Rechtmäßigkeit der Erhebung ab-
gesichert werden. Auch entstehen diese Daten
ohne großen Aufwand im Vollzug alltäglicher
Verwaltungsprozesse. Allerdings dienen Daten,
die im Vollzug von Gesetzen entstehen, dem
Zweck des jeweiligen Gesetzes, so dass sie
ausgesprochen unterschiedlich sein können.
Die Erfassung von Menschen mit Migrations-
hintergrund innerhalb der amtlichen Statistik
kann also keinen Standard voraussetzen, der für
alle Gesetze und alle Daten, die in diesem Zu-
sammenhang erhoben werden, gültig wäre. Zu-
gleich werden statistische Auswertungen der
Stadt häufig als Sekundäranalyse von Daten
gestaltet, die während der Verwaltungsprozesse
entstehen, weil eine Primärerhebung zu auf-
wändig wäre. Das Gutachten kann einen Stan-
dard vorschlagen, der zukünftig bei allen Ver-
waltungsprozessen erhoben werden sollte. Es
spricht aber viel dafür, diesen Standard mög-
lichst so zu gestalten, dass er mit den Daten ver-
einbar ist, die bereits häufig erhoben werden.

Einige vorhandene Datensätze enthalten keine
oder unzureichende Informationen zum Migra-
tionshintergrund. Das gilt für etliche Statistiken,
auf die das Amt für Gesundheit und Umwelt
angewiesen ist, die keinerlei Hinweis auf
Staatsangehörigkeit oder Migrationshintergrund
enthalten. Die Datenbank des Personal- und
Organisationsreferats erfasst bisher nur die
Staatsangehörigkeit bei der Einstellung, wobei
Nationalitäten, die sich z. B. bei Migrantinnen
und Migranten aus Transformationsländern ge-
ändert haben, nachträglich berichtigt werden
müssen. Da das Personalreferat bemüht ist, die
Bevölkerungsvielfalt der Landeshauptstadt in
deren Personal zu repräsentieren, werden Integ-

rationserfolge dadurch unsichtbar, dass sich
Angestellte und Beamte mit Migrationshinter-
grund haben einbürgern lassen. Stellenweise ist
also eine Neugewinnung von Daten nötig.
Für die Nachwuchskräfte hat das Personal- und
Organisationsreferat bereits mit einer Nacher-
hebung begonnen. Auch hier stellt sich jedoch
die Frage, welche Konstrukte mit welchen
Fragestellungen erfasst werden sollen.
Wichtig ist außerdem, dass die Fragen von den
Betreffenden und deren Vertretung im Personal-
rat als angemessen bzw. nicht stigmatisierend
wahrgenommen werden.

Die Beschwerdestelle für Diskriminierungsfälle
hat festgestellt, dass die Merkmale, an denen
Diskriminierung ansetzt, oft sehr subtiler Art
sind und von den Betroffenen selbst nicht im-
mer benannt werden können. Es wird daher
Situationen geben, in denen Selbstauskünfte
durch Fremdeinschätzungen ergänzt werden.
Das ist dann zwingend der Fall, wenn z. B. offe-
ne Angebote der Jugendhilfe ohnehin nicht mit
Anmeldung und offizieller „Erfassung“ arbeiten.
In der Praxis schätzen z. B. Sozialarbeiterinnen
und -arbeiter, wieviele Jugendliche mit Migra-
tionshintergrund an einem offenen Angebot teil-
genommen haben. Dabei orientieren sie sich an
Indikatoren wie Aussehen, Namen und Sprach-
kenntnissen. Wenn ein Migrationshintergrund
über Fremdeinschätzungen festgestellt wird,
wirft das natürlich erhebliche Validitätsproble-
me auf. Für Themenbereiche wie die Anti-
diskriminierungsarbeit und für die Auseinander-
setzung über Identitäten kann aber kaum auf
Informationen dieser Art verzichtet werden.

Im Bildungsbereich werden Daten erhoben, die
einen Förderbedarf feststellen sollen, insbeson-
dere bezüglich der Sprachkenntnisse von Kin-
dern und deren Familien. Hier ist es zu einem
rasanten Wandel und einer Vielzahl von unter-
schiedlichen Operationalisierungen gekommen,
die von der Staatsangehörigkeit der Kinder über
die Migrationserfahrung der Eltern bis hin zu der
oder den Sprachen reichen, die das Kind über-
wiegend spricht. Hier wäre zunächst zu klären,
mit welchen Konstrukten ein Förderbedarf
angemessen erfasst werden kann. Im zwei-
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ten Schritt wäre eine einheitliche Operationali-
sierung wünschenswert, die das gewünschte
Konstrukt misst. Da die Konzeption von Förder-
bedarf und von Indikatoren für Integration stark
von politischen Prozessen abhängig ist, die über
Ziele entscheiden, kann das vorliegende Gut-
achten hier nur einige allgemein übliche Lösun-
gen referieren. Ein Förderbedarf im engeren
Sinne ist ohnehin Gegenstand und nicht Vo-
raussetzung einer Integrationsberichterstattung.

In diesem Gutachten wird es in erster Linie da-
rum gehen, den Begriff der „Menschen mit
Migrationshintergrund“ so zu operationalisieren,
dass die verwendeten Indikatoren für verschie-
dene Dienststellen anschlussfähig sind. Im
Lichte des bisher Gesagten wird eine Operatio-
nalisierung gebraucht, die:

a) die Zielgruppe mit wenigen Fragen, die breite
Verwendung finden, möglichst genau erhebt
(vgl. 5.1). Diese Fragen sollten in allgemeine

Verwaltungsabläufe integriert werden können
und aufgrund ihrer breiten – bundesweiten oder
internationalen – Verwendung räumlich wie
zeitlich vergleichbare Daten liefern. Hier muss
eine Balance zwischen dem notwendigen Neu-
anfang und der erwünschten Vergleichbarkeit
mit vorhandenen Datensätzen gefunden werden.

b) Bei Erhebungen mit Anspruch auf Repräsen-
tativität kann versucht werden, „Menschen mit
Migrationshintergrund“ gemäß dem heutigen
Kenntnisstand optimal zu erfassen (vgl. 5.2).

c) Darüber hinaus sollen weitere Indikatoren
vorgeschlagen werden, die für besondere Anlie-
gen wie z. B. die Integrationsmessung in offe-
nen Angeboten oder den Umgang mit subtilen
Diskriminierungserfahrungen geeignet sind (vgl.
4.2.4., 4.2.5., 5.3).
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Die Landeshauptstadt München steht selbst-
verständlich nicht als einzige Kommune vor
dem Problem der Erfassung von Menschen mit
Migrationshintergrund, und es sind auch nicht
nur Kommunen, für die die Erfassung von Men-
schen mit Migrationshintergrund notwendig ge-
worden ist. Vielmehr ist die Frage des Gutach-
tens für all diejenigen Stellen relevant, die ent-
weder direkt mit Planungsaufgaben betraut sind
oder – indirekt – Informationen bereitstellen
sollen oder wollen, die im Rahmen sozialpoliti-
scher Regelungen oder Maßnahmen von Be-
deutung sind. Im Folgenden sollen daher die-
jenigen Lösungen oder Lösungsvorschläge skiz-
ziert werden, die andere ausgewählte Kommu-
nen und Länder für das Problem der Erfassung
von Menschen mit Migrationshintergrund ge-
funden haben bzw. die in themengebundenen
oder mehrthemigen Surveys wie dem Mikro-
zensus oder im Bildungsmonitoring gewählt
wurden. Die jeweils hinter diesen Lösungen
stehenden Konzepte und die damit verbunde-
nen Vor- und Nachteile werden dann in Kapitel
4 diskutiert.

3.1 Lösungen einiger anderer
Kommunen

Die Datenlage in München kann als typisch für
deutsche Kommunen gewertet werden, wobei
wir aufgrund der Größe der Landeshauptstadt
München und wegen des langfristigen Engage-
ments für Fragen der Migration und Integration
vermuten können, dass viele Kommunen in
Deutschland über schlechtere Datensätze ver-
fügen. Wir sind daher nicht überrascht, dass wir
auf der Suche nach „Vorbild“-Kommunen auf
keine Kommune gestoßen sind, die über deut-
lich andere bzw. bessere Daten als die Landes-
hauptstadt München verfügt.

Im Allgemeinen orientiert sich die Datenlage
am Staatsangehörigkeitsrecht und wirft daher
all die Probleme auf, die schon in der Einleitung
angesprochen wurden. In einigen Kommunen
versucht man, den Anteil von Menschen mit
Migrationshintergrund über näherungsweise
Berechnungen zu schätzen (Masala 2005).

Auch für das Auffinden von Spätaussiedlern
existieren eine Reihe von näherungsweisen Ver-
fahren, bei denen z. B. aus dem früheren Mel-
deort Zirndorf (ein zentrales Auffanglager) im
Melderegister auf die Zugehörigkeit zu dieser
Gruppe geschlossen wird.4  Man gewinnt den
Eindruck, dass eine Vielzahl von Kommunen mit
einer problematischen Datenlage zurechtkom-
men muss. In einigen Städten bemüht man sich
derzeit, Mängel in der Integrationsberichterstat-
tung zu beheben (vgl. z. B. das Projekt INTI
Indicators of Immigrant Integration, Berlin). Die
Landeshauptstadt Stuttgart kodierte den Ge-
burtsort, der im Melderegister unverschlüsselt
enthalten ist, nach (Lindemann 2005). Das er-
laubt es nicht nur, eingebürgerte Menschen mit
Migrationshintergrund zu erfassen, sondern
auch – mit kleinen Abstrichen – Spätaussiedler
und ihre Angehörigen. Auf dieses Vorgehen wird
im Kapitel 5.1 zurückzukommen sein.

3.2 Lösungen in ein- oder
mehrthemigen
Bevölkerungsbefragungen

Die zentrale Datengrundlage für die repräsenta-
tive Beschreibung der Bevölkerung der Bundes-
republik Deutschland auf der Grundlage einer
Ein-Prozent-Stichprobe der Bevölkerung ist der
Mikrozensus. Im Mikrozensus wurden bis zum
Jahr 2005 lediglich die Staatsangehörigkeit(en)
der Befragten erfragt. Seit 2005 hat sich je-
doch die Erfassung von Migrationserfahrung
und Migrationsgeschichte im Mikrozensus sehr
verbessert (siehe Anhang). Seitdem werden Da-
ten zu folgenden Merkmalen erfasst:

Staatsangehörigkeit (erste und zweite)
Geburtsort in Deutschland oder außerhalb
Zuzugsjahr (bzw. Rückkehrjahr für Deutsche,
die länger als sechs Monate im Ausland ge-
lebt haben)
Einbürgerung (sowie Staatsangehörigkeit vor
der Einbürgerung)
Staatsangehörigkeit, Einbürgerung und
Geburtsort beider Eltern sowie
für Kinder, Jugendliche und junge Erwach-
sene, die mit ihren Eltern in einem gemein-

Vorliegende Lösungsmöglichkeiten 3

4 So wird in München bei
ZIMAS vorgegangen. Ent-
sprechende Erfahrungen
scheinen u. a. auch in der
Stadt Nürnberg und der
Stadt Wiesbaden vorzu-
liegen (vgl. B 7/2005 KGSt,
S. 12).
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samen Haushalt leben, analoge Angaben zu
den Großeltern (vgl. Konsortium Bildungs-
berichterstattung 2006: 139).

Als bestes Beispiel für die Erfassung des aus-
länderrechtlichen Status kann derzeit das
Sozio-ökonomische Panel des DIW gelten.
Unter anderem wird dort erfragt, zu welcher Zu-
wanderergruppe die Befragten zum Einreisezeit-
punkt gehörten (mit den Antwortalternativen
„Aussiedler, d. h. deutschstämmige Person aus
osteuropäischen Staaten“, „Deutscher, der län-
gere Zeit im Ausland gelebt hat“, „Bürger eines
EG-Mitgliedsstaates“, „Asylbewerber oder
Flüchtling“, „Sonstiger Ausländer“). Bei Aussied-
lern, Asylbewerbern und Flüchtlingen sowie
sonstigen Ausländern wird nachgefragt, ob (und
gegebenenfalls wie lange) sie nach der Einreise
in Wohnheimen gelebt haben. Auch wird ge-
fragt, ob sie heute über einen befristeten oder
unbefristeten Aufenthaltstitel verfügen. Zusam-
men mit dem Zuzugsjahr kann so relativ genau
rekonstruiert werden, ob die Befragten (länger)
in einem nachteiligen Aufenthaltsstatus verwei-
len mussten. Auch kann das SOEP Migration
zum Zwecke der Familienzusammenführung
relativ genau rekonstruieren.

Ein gänzlich anderer Ansatz zur Erfassung von
Personen mit Migrationshintergrund wurde im
Integrationssurvey des Bundesinstituts für
Bevölkerungsforschung aus dem Jahr 2000/
2001 gewählt. Neben einer „deutschen“ Kon-
trollgruppe sollten italienisch- und türkisch-
„stämmige“ Jugendliche und junge Erwachsene
befragt werden. In dieser Befragung wurde
schon durch das mehrstufige Auswahlverfahren
erreicht, dass unter den zu befragenden Perso-
nen solche mit Migrationshintergrund bezogen
auf die Herkunftsländer Italien und Türkei waren
(genauer hierzu: Diehl 2005: 18). Aus den ört-
lichen Telefonregistern wurden anschließend
Haushalte gemäß dem Namenserkennungs-
verfahren nach Humpert & Schneiderhitze
(2000) ausgewählt,5  demzufolge bestimmte
Nachnamen auf eine Herkunft aus einem be-
stimmten Land bzw. auf eine Migrationsge-
schichte verweisen, in deren Verlauf eine Per-
son oder ihre Vorfahren aus einem bestimmten

Land eingewandert sind.6  Diejenigen Personen,
die anhand dieses Namenserkennungsverfah-
rens der Gruppe der italienisch- oder türkisch-
stämmigen Personen zugeordnet worden waren,
wurden dann nach ihrer Staatsangehörigkeit
gefragt, danach, ob sie sie durch Geburt oder
Einbürgerung erworben hatten, und nach den
Geburtsorten von Mutter und Vater sowie nach
den Zuzugsjahren von Vater und Mutter und
dem Jahr des eigenen Zuzugs nach Deutsch-
land.

3.3 Lösungen im Rahmen des
Bildungsmonitoring

In den international vergleichenden Schulleis-
tungsstudien geht es darum, bestimmte Kom-
petenzen der Schüler bestimmter Klassenstufen
festzustellen und dabei ggf. Schülergruppen mit
einem bestimmten Förderbedarf festzustellen.
Dementsprechend bilden alle Kinder der jeweils
ausgewählten Klassenstufen die Grundgesamt-
heit. Wer von ihnen einen Migrationshintergrund
hat und wer nicht, wird anhand der während
der Befragung erhobenen Daten entschieden.

In der TIMSS-Studie (TIMSS = Third Inter-
national Mathematics and Science Study) steht
ein vergleichsweise komplexes Instrumentarium
zur Verfügung, mit dem Kinder mit Migrations-
hintergrund identifiziert werden können: Neben
der Frage, in welchem Land ein Kind geboren
wurde, finden sich Fragen nach der/den im Kin-
desalter erlernten Sprache/n, der Häufigkeit, mit
der zu Hause Deutsch gesprochen wird, dem
Geburtsland von Vater und Mutter sowie für
Kinder, die nicht in Deutschland geboren wur-
den, die Frage nach dem Einreisealter. Diese
Daten erlauben unterschiedliche Definitionen
von Kindern mit Migrationshintergrund. In der
Regel geht man bei der Auswertung aber ähn-
lich vor wie in der im Folgenden dargestellten
PISA-Studie.

In der PISA-Studie (PISA = Programme for
International Student Assessment) ist die Identi-
fikation der Schüler mit Migrationshintergrund
durch die Frage nach dem Geburtsland mög-

5 Bei onomastischen Ver-
fahren werden Personen,
die durch Eheschließung
einen Namen außerhalb
der Zielgruppe angenom-
men haben, ausgeschlos-
sen, was für die Integra-
tionsberichterstattung
problematisch ist. Dieser
Verzerrung kann durch die
Ziehung eines Subsamples
entgegen gewirkt werden.
Die über das onomasti-
sche Verfahren gefunde-
nen Befragten werden
gefragt, ob sie Frauen
oder Männer kennen, die
ihren z. B. türkischen Na-
men durch Eheschließung
verloren haben. Die so
gefundenen Personen
werden dann zusätzlich
befragt.

6 Ähnlich geht das Zent-
rum für Türkeistudien vor
(vgl. 4.2.4).
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lich, die jeder Schüler für sich selbst, sowie für
Vater und Mutter beantwortet. Zudem ist in der
PISA-Studie eine Frage enthalten, mit der die
zuhause am häufigsten gesprochene Sprache
erhoben wird. Leider enthält die PISA-Studie –
im Gegensatz zur TIMSS-Studie – für diejeni-
gen Schüler, die nicht im Land, in dem sie be-
fragt wurden, geboren sind, keine Angaben
dazu, in welchem Alter sie in das entsprechen-
de Land migriert sind.

Wie in der TIMSS- und der PISA-Studie werden
in der IGLU-Studie (IGLU = Internationale
Grundschule-Lese-Untersuchung) Kinder mit
Migrationshintergrund zunächst durch den Ge-
burtsort ihrer Eltern identifiziert: Kinder mit min-
destens einem im Ausland geborenen Elternteil
werden als Kinder mit Migrationshintergrund
definiert. Der Schülerfragebogen enthält jedoch
nicht nur Fragen nach dem Geburtsland des
befragten Kindes und seiner Eltern, sondern
darüber hinaus die Nachfrage für Kinder, deren
Geburtsland nicht das Land ist, in dem sie nun
leben, nach dem Alter, in dem sie in das ent-
sprechende Land migriert sind. Darüber hinaus
enthält der Fragebogen eine Frage nach der/n
Sprache/n, die das Kind erlernt hat, als es klein
war, und danach, wie häufig die Schulsprache
in der Familie des Kindes gesprochen wird. Im
Hinblick auf den Migrationshintergrund der Kin-
der erlaubt die IGLU-Studie daher eine detail-
lierte Beschreibung der Migrationspopulation.7

3.4 Lösungen einiger anderer
Staaten

Dasselbe, was für die Stadt München im Ver-
hältnis zu anderen Kommunen gilt, gilt für
Deutschland im Verhältnis zu anderen Staaten:
Andere Staaten in Europa und außerhalb Euro-
pas haben ebenfalls das Problem der Erfassung
von Menschen mit Migrationshintergrund bzw.
hatten es bereits deutlich früher als Deutsch-
land, sofern es sich von Anfang an um Einwan-
derungsländer handelte, wie dies bei den USA
oder Australien der Fall ist.

Die „alten“ anglophonen Einwanderungsländer
zeichnen sich dadurch aus, dass sie neben
selbst Eingewanderten und deren Kindern –
also Menschen mit Migrationshintergrund im
engeren Sinne – so genannte „sichtbare Min-
derheiten“ identifizieren. Zur Identifikation von
Menschen mit Migrationshintergrund werden
im kanadischen Haushaltszensus, der alle fünf
Jahre durchgeführt wird, Fragen nach dem ei-
genen Geburtsort und dem der Eltern gestellt.
Als „sichtbare Minderheiten” werden in Kanada
definiert: „persons, other than Aboriginal
peoples, who are non-Caucasian in race or
non-white in colour“8 (Gesetz für gleiche Be-
schäftigungschancen 1995, zitiert nach Wag-
ner et al. 2005: 112). Die Zugehörigkeit zu ei-
ner sichtbaren Minderheit wird als „ethnische
Herkunft“ („ethnic origin“) erfragt, wobei die
vorgegebenen Antwortkategorien auf die Haut-
farbe oder auf eine Zuwanderung von Vorfahren
aus dem nicht-europäischen Ausland hinwei-
sen. Zum Beispiel ist eine Antwortkategorie zur
Frage nach der ethnischen Herkunft „Black“,
eine andere „South Asian“ und eine weitere
„Arabic“.

Eine ähnliche Praxis findet man in den USA:
Dort wird z. B. im Zensus nach der Rasse
(„race“) gefragt, der sich die Befragten selbst
zuordnen. Antwortvorgaben sind u. a. „White“,
„Black“, „Eskimo“, „Chinese“, „Korean“ und
„other race“. Hier wird unter „Rassenzugehö-
rigkeit“ ein Konglomerat von äußerlichen Merk-
malen (der Hautfarbe) und der Zuwanderung
der Vorfahren aus bestimmten Regionen der
Welt sowie einer (vermutlich) darauf basieren-
den Selbstzuschreibung gefasst. Zusätzlich wird
im U.S.-amerikanischen Zensus jedoch nach
der ethnischen Herkunft („ethnic origin“) mit
Antwortvorgaben wie „German“, „Italian“
oder „Ukrainian“ gefragt. Außerdem wird – wie
im kanadischen Zensus – nach dem Geburtsort
der Befragten gefragt und danach, ob sie eine
andere Sprache als Englisch sprechen, welche
Sprache das ist und wie gut sie diese Sprache
sprechen (Skerry 2000: 203–210, Appendix A,
B und C). In Kanada und den USA steht also
nicht die tatsächliche Wanderungsgeschichte
der Befragten bzw. ihr Migrationshintergrund im

7 Eine ausführlichere
Darstellung der Inhalte
und der Stichproben der
verschiedenen Schulleis-
tungsstudien sowie der
Ergebnisse, die sie für Kin-
der mit Migrationshinter-
grund im Vergleich mit
Kindern ohne Migrations-
hintergrund erbracht haben,
findet sich bei Diefenbach
(2007, im Druck).

8 Personen, die keine
Aborigines sind und deren
Rasse nicht kaukasisch
bzw. deren Hautfarbe
nicht weiß ist.
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Vordergrund des Interesses, sondern das Zuge-
hörigkeitsgefühl zu einer ethnischen Minderheit
(ausführlicher hierzu s. Kapitel 4.2.4). Sozialpoli-
tische Maßnahmen zielen dementsprechend
auf „problematische“ oder „sichtbare“ ethni-
sche Minderheiten ab, nicht auf selbst Zuge-
wanderte oder auf Kinder Zugewanderter.

Im europäischen Einwanderungsland Großbri-
tannien wird nach der nationalen Identität („na-
tional identity“) und nach der ethnischen Grup-
pe („ethnic group“) gefragt, der sich die Befrag-
ten zugehörig fühlen (und zwar in dieser Rei-
henfolge, weil sich dies in einer Reihe von Un-
tersuchungen über Reihenfolgeeffekte als die
beste Lösung erwiesen hat) (Office for National
Statistics 2003: 31). Der Frage nach der natio-
nalen Identität werden sechs Antwortkategorien
beigegeben: „English“, „Scottish“, „Welsh“,
„Irish“, „British“ und „Other“. Die Antwort-
kategorien zur Frage nach der ethnischen Grup-
pe lauten „White“ (mit den Unterkategorien
„British“ und „any other White background“),
„Mixed“ (mit vier Unterkategorien, u. a. „White
and Black Caribbean“ und „White and Asian“),
„Asian or Asian British“ (mit den Unterkatego-
rien „Indian“, „Pakistani“, „Bangladeshi“ und
„any other Asian background“) sowie „Black or
Black British“ (mit den Unterkategorien „Carib-
bean“, „African“ und „any other Black back-
ground“) und schließlich „Chinese or other
ethnic group“ (mit zwei Unterkategorien, näm-
lich „Chinese“ und „any other“) (Office for Na-
tional Statistics 2003: 32 und 43). Im Zensus
Großbritanniens aus dem Jahr 2001 wurde der
Frage nach der ethnischen Gruppe („What is
your ethnic group?“) die Frage nach dem Land
vorangestellt, in dem die Befragten geboren
sind (http://www.statistics.gov.uk/census2001/
pdfs/H1.pdf), aber es wird nicht nach den
Geburtsländern der Eltern gefragt. Es ist also
möglich, selbst nach Großbritannien Zugewan-
derte zu identifizieren, nicht aber Menschen mit
familiärem Migrationshintergrund. Im Vorder-
grund des Interesses steht aber auch in Groß-
britannien wie in den anglophonen nicht-euro-
päischen Einwanderungsländern die ethnische
Gruppe, der Befragte zuzurechnen sind.

In anderen europäischen Ländern ist dies um-
gekehrt: In Schweden wird die Zugehörigkeit zu
einer ethnischen Minderheit nicht statistisch
erfasst, während der Migrationserfahrung und
dem familiären Migrationshintergrund von Per-
sonen in den amtlichen Statistiken einige Be-
deutung beigemessen wird: In der Bildungs-
statistik werden Schüler mit einem Migrations-
hintergrund ausgewiesen, wobei hierunter Kin-
der fallen, die entweder nicht in Schweden ge-
boren wurden oder solche, die in Schweden
geboren wurden, aber deren Eltern (beide) im
Ausland geboren wurden (National Agency for
Education 2003, zitiert nach Wagner et al.
2005: 108). Im Gesamtbevölkerungsregister
werden seit 1999 die Zeitpunkte bestimmter
Ereignisse, darunter der Änderungen von
Staatsangehörigkeiten, erfasst. In das Gesamt-
bevölkerungsregister sind die Migrationsdaten
der nationalen Migrationsbehörde integriert, die
für Ausländer Angaben zu Datum und Grund der
Einwanderung und zur Muttersprache enthalten.

Die Niederlande wiederum bezeichnen als
Allochthone oder „Minderheden“ Personen, die
im Kontext der Bundesrepublik typischerweise
als Migranten und Migrantinnen bezeichnet
werden, nämlich Personen, die entweder selbst
im Ausland geboren wurden oder die in den
Niederlanden geboren wurden, die aber minde-
stens einen im Ausland geborenen Elternteil ha-
ben. Alle Kinder von Personen, die selbst in den
Niederlanden geboren wurden, gehören dage-
gen zu den Autochthonen (Wagner et al. 2005:
103/104). Im engeren Sinn spricht man in den
Niederlanden von Minderheiten, wenn man sich
auf nicht-westliche Allochthone bezieht. Sie
können in der sozialstatistischen Datenbasis
(SSD) identifiziert werden, in der unterschied-
liche Datenquellen, darunter das Bevölkerungs-
register, verknüpft sind. Im Bevölkerungsregister
wiederum sind Daten zum Geburtsland bzw. zur
Ein- oder Auswanderung aller Personen erfasst,
denen jemals eine persönliche Identifikations-
nummer zugewiesen wurde, wobei eine Ver-
knüpfung dieser Daten mit den entsprechenden
Daten des Ehepartners, der Eltern und der Kin-
der der jeweiligen Person möglich ist, so dass
es bei entsprechender Auswertung der Daten
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möglich wäre, Migrationsgeschichten über
mehrere Generationen hinweg zu verfolgen.

Vergleicht man die hier beschriebenen Prakti-
ken der verschiedenen Länder bezüglich der
Erfassung von Personen mit Migrationshinter-
grund mit der Situation in Deutschland, so stellt
man fest, dass keine dazu geeignet ist, direkt
als Vorgabe für Deutschland zu gelten:
Deutschland verfügt anders als Schweden oder
die Niederlande über kein Bevölkerungsregister,
in dem eine Vielzahl von Daten über einzelne
Personen verfügbar und miteinander verknüpf-
bar wären, was es erforderlich macht, die inte-
ressierenden Daten in Bevölkerungsumfragen
wie dem Mikrozensus umfassend zu erheben.
Die Vorgehensweise in Kanada, den USA oder
Großbritannien kann insofern kein Vorbild für
Deutschland abgeben, als es in Deutschland
(noch) keine historisch gewachsenen Minder-
heiten gibt, auf die man in einer Bevölkerungs-
umfrage umstandslos rekurrieren könnte, weil
es sich um in der Bevölkerung akzeptierte Kate-
gorien handeln würde.9

Es wird kein Weg daran vorbeiführen, eine für
den deutschen Kontext passende Erfassung von
Personen mit Migrationshintergrund – ggf. unter
Inkaufnahme einer Reihe von Versuchen und
Irrtümern – zu entwickeln. Dabei können auch
unkonventionelle Lösungen mit Gewinn getes-
tet werden: So haben Mitarbeiter des Statisti-

schen Amtes Großbritanniens in verschiedenen
kleineren Studien, die die Erhebung der Zuge-
hörigkeit zu einer ethnischen Gruppe verbessern
sollten, mit der Antwortvorgabe „mixed“ operiert
und zu ihrer Überraschung festgestellt, dass
diese Antwortvorgabe bei den Befragten auf
Akzeptanz stieß (Office for National Statistics
2003: 10).

Der Blick in andere Länder kann für die Ziele
des Gutachtens dennoch nützlich sein. Wir ge-
winnen eine Reihe von Anregungen, wie Men-
schen mit Migrationshintergrund überhaupt er-
fasst werden können. Auch sind diese Informa-
tionen wichtig, um Lösungen für die amtliche
Statistik in Deutschland zu finden, die nicht nur
den hiesigen Besonderheiten gerecht werden,
sondern auch für internationale Vergleiche ver-
wendbar sind.

Im Kapitel 4.2 werden die zahlreichen Konzepte
diskutiert, die in die oben dargestellten Studien
– häufig implizit – einfließen. So wird deutli-
cher, welche Schwerpunkte man bei der Erfas-
sung des Migrationshintergrundes setzen kann.
Auf dieser Grundlage können Empfehlungen zu
einzelnen Aspekten (Kapitel 4.2) und Vorschlä-
ge für eine Kombination von Indikatoren (Kapitel
5) entwickelt werden.

9 Man stelle sich z. B. vor,
in Deutschland würde in
einem Survey nach der
Hautfarbe gefragt, um
festzustellen, ob es sich
bei den Befragten um An-
gehörige einer sichtbaren
Minderheit handelt. Diese
im kanadischen Kontext
funktionierende Frage
würde in Deutschland –
auch aufgrund der jünge-
ren deutschen Geschichte
– vermutlich von vielen als
stigmatisierend abgelehnt.
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4.1 Umsetzung in die Praxis:
Probleme und Dilemmata

Eine statistische Erfassung von Menschen mit
Migrationshintergrund ist mit einigen Problemen
und Widersprüchlichkeiten konfrontiert, die sich
nicht auflösen lassen:

Seit der Entstehung von Nationalstaaten in der
Neuzeit ist die Frage der Zugehörigkeit brisant.
Es kommt zu Definitionskämpfen darüber, wer
z. B. „Ausländer/in“ „Migrant/in“ oder „Mensch
mit Migrationshintergrund“ ist (Weiß 2001).
Auch wenn die empirische Sozialforschung „ob-
jektive“ Daten erzeugen will, die längerfristig
vergleichbar sind, kommt sie nicht umhin, auf
die allgemein geläufigen Begriffe und Bezeich-
nungen einzugehen. Wir plädieren dafür, neben
rechtlichen Kategorien, die spezifisch für einzel-
ne Nationalstaaten oder Bundesländer sind und
die sich schnell und häufig ändern, auch Kon-
strukte zu erheben, die international vergleich-
bar und hoffentlich etwas „unpolitischer“ sind.
Dabei ist z. B. an den Geburtsort der Eltern zu
denken, die Migrationserfahrung oder an das
alltägliche Sprechen von Fremdsprachen.

„Menschen mit Migrationshintergrund“ sollen
u. a. deshalb statistisch erfasst werden, weil sie
den Staat vor besondere Anforderungen stellen
und/oder weil sie in besonderem Maße Nach-
teile gegenüber Menschen ohne Migrations-
hintergrund haben. Oft erfassen gerade die
Indikatoren, die am „zweckmäßigsten“ er-
scheinen, beides: die Migrationserfahrung
und den aus ihr resultierenden Förder-
oder Integrationsbedarf. Wenn man Men-
schen mit Migrationshintergrund z. B. darüber
definiert, dass diese in ihrer Familie eine Min-
derheitssprache sprechen, wird damit bereits
eine „Abweichung“ benannt, die z. B. schul-
politisches Handeln erfordern kann. Wenn man
einen Migrationshintergrund implizit mit Defizi-
ten verbindet, begibt man sich jedoch in einen
Teufelskreis. Denn diejenigen Menschen mit
Migrationshintergrund, die z. B. die Mehrheits-
sprache sprechen und die von daher keine poli-
tische „Problembewältigung“ erfordern, ver-

schwinden aus der Statistik.10  Integrationser-
folge können dann nur noch als „Verschwinden
aus der Zielgruppe“ erfasst werden. Dieses
Gutachten strebt danach, die statistische
Erfassung von „Menschen mit Migrations-
hintergrund“ von der Diagnose eines För-
derbedarfs zu trennen. Die Erhebung von
Förderbedarfen wird zu klären sein, wenn eine
Integrationsberichterstattung ins Auge genom-
men wird.

Eine ähnliche Problematik ist aus der Perspekti-
ve der „Betroffenen“ zu konstatieren. Offiziell
dient eine Erfassung des Migrationshintergrun-
des der Förderung und der Integrationsbericht-
erstattung (z. B. § 12 des BayKiBiG). Häufig
machen Menschen ohne deutschen Pass aber
die Erfahrung, dass die Frage nach ihrem
Rechtsstatus mit der Aberkennung von
Rechten verbunden ist. Auch werden Auslän-
der und Ausländerinnen und derzeit insbeson-
dere Muslime im öffentlichen Diskurs als Be-
drohung konstruiert. Wenn eine Behörde ohne
einsichtigen Grund fragen würde, ob jemand
Muslim/a ist, könnte das als stigmatisierend
empfunden werden. Fragen nach der Hautfarbe
sind ähnlich problematisch. Der Sinn von Fra-
gen für die jeweilige Behörde sollte daher
für die Befragten unmittelbar einsichtig
sein, und die Fragen bzw. die Datenerfassung
sollten nicht stigmatisierend wirken. Wenn Indi-
katoren so konzipiert oder interpretiert werden,
dass sie auf Defizite hinweisen, ist es beson-
ders wichtig, dass sie langfristig vergleichbar
bleiben, damit sich positive Veränderungen er-
kennen lassen.

Grundsätzlich stellt sich die Frage, wann eine
Unterscheidung zwischen Menschen mit
und ohne Migrationshintergrund notwen-
dig und sinnvoll ist. Auch wenn eine Definiti-
on und Operationalisierung von „Menschen mit
Migrationshintergrund“ gelingen und breit über-
zeugen sollte, handelt es sich um eine in sich
ausgesprochen heterogene Gruppe, die nur ge-
meinsam hat, dass in ihrem Leben – oder dem
Leben ihrer Vorfahren – eine Ländergrenze
überschritten wurde.11  Es kann sein, dass es
sich um Menschen handelt, die unabhängig

Die Problematik der Konzeptualisierung und
Messung von „Migrationshintergrund“ und
dessen Abgrenzung von „Integration“

4

10 Hinzu kommt, dass
viele Personen, die zu
Hause eine Minderheiten-
sprache sprechen, auch
die Mehrheitssprache be-
herrschen und dass man
auch die Einsprachigkeit
von Institutionen als Defi-
zit ansehen kann, wie dies
z. B. Gogolin (1994) tut.

11 Die Neigung der Sozi-
alwissenschaften, ihren
Gegenstand „Gesell-
schaft“ mit dem National-
staat gleichzusetzen, hat
dazu geführt, dass Migra-
tionsbevölkerungen zu
einem Spezialfall wurden,
obwohl sie und ihre Prob-
leme sich in vieler Hinsicht
nicht von anderen Men-
schen unterscheiden
(Weiß 2002).
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von der Migration arm oder reich, ungebildet
oder gebildet, vereinsamt oder sozial integriert
oder politisch desinteressiert oder interessiert
sind. Wenn es um die empirisch beobachtbare
Schlechterstellung von Menschen geht, wird
man im Regelfall viele Aspekte bedenken müs-
sen, die nur teilweise in inhaltlichem Zusam-
menhang mit dem Migrationshintergrund einer
Person stehen.

Abschließend muss noch auf ein Dilemma hin-
gewiesen werden, in dem sich jegliche Statistik
befindet: Man kann viele Probleme durch um-
fangreiche Fragenkataloge methodisch über-
zeugend bearbeiten. Die Ökonomie der
Datenerhebung gebietet es jedoch, sich auf
wenige, möglichst effiziente Daten zu be-
schränken.

4.2 Themenbereiche,
Indikatoren und deren
Operationalisierung

Vor der Erstellung dieses Gutachtens wurden
zentrale Begriffe von der Stadt München fol-
gendermaßen definiert:

„Der Begriff Ausländerinnen und Auslän-
der ist ein juristischer Begriff, der definiert,
dass ein Mensch keine deutsche Staatsan-
gehörigkeit hat. Der Begriff sagt nichts aus
über die Verweildauer in Deutschland (auch
über mehrere Generationen).

Der Begriff Migrantin und Migrant ist der
Überbegriff für alle Menschen, die zugewan-
dert sind, sei es durch Aus- und Übersied-
lung, Arbeitsmigration, Familiennachzug oder
Flucht.

Der Begriff Menschen mit Migrations-
hintergrund umfasst sowohl Migrantinnen
und Migranten als auch Menschen, deren
Eltern zugewandert sind, als auch Kinder aus
binationalen Ehen.“

Als Arbeitsdefinition sind diese Begriffe brauch-
bar, so dass sich ein Gutachten auch auf eine

Operationalisierung des Begriffs „Menschen mit
Migrationshintergrund“ beschränken könnte.
Wie so oft ist es aber sinnvoll, weiter auszuho-
len und sich vor Augen zu führen, was man ei-
gentlich meint, wenn man von „Ausländern und
Ausländerinnen“, „Migranten und Migrantinnen“
oder auch „Menschen mit Migrationshinter-
grund“ spricht.12  Schon in diesen drei Begriffen
sind inhaltlich ganz verschiedene Aspekte an-
gesprochen: der Rechtsstatus, eine bestimmte
geographische Mobilität in der Lebensge-
schichte und die (Selbst- und) Fremdwahrneh-
mung einer familiären Besonderheit. Wir gehen
im Folgenden auf sechs Aspekte ein, die in
Deutschland oder anderen Ländern für die Defi-
nition von Migrationsbevölkerungen verwendet
werden. Wir erläutern für jedes Konstrukt, wie
es erfasst werden kann und was für und gegen
den Zugang, den es zu „Menschen mit Migra-
tionshintergrund“ bietet, spricht. In der Praxis
sollten aus Gründen, die im Folgenden deutlich
werden sollten, mehrere Themen miteinander
kombiniert werden. Vorschläge für sinnvolle
Kombinationen stellen wir in Kapitel 5 dar.

4.2.1 Besondere Nationalität und ethnische
Gruppe

Worum geht es?

Der öffentliche Diskurs über Migration und häu-
fig auch die Migrationsforschung betonen die
Besonderheiten von Nationalstaaten und teil-
weise auch von ethnischen Minderheiten, die
über keinen eigenen Staat verfügen. Dabei wird
implizit unterstellt, dass alle Menschen, die auf
einem Territorium leben und die die entspre-
chende Staatsbürgerschaft besitzen und Spra-
che sprechen, eine gemeinsame Geschichte
und Kultur teilen, die sie einander ähnlich wer-
den lassen. Migranten und Migrantinnen stellen
in dieser Vorstellung von Nationalität eine Ano-
malie dar, weil sie aus einer solchen nationalen
Gemeinschaft in eine andere wandern, man sie
also nicht mehr klar zurechnen kann. Oft ist
dann die Rede von „Türken in Deutschland“
oder auch nur von „Türken“.

12 Das ist schon deshalb
nahe liegend, weil die
Begriffe jeweils während
einer Phase der bundes-
deutschen Migrations-
geschichte als jeweils
einzig akzeptabler Begriff
in Politik, Forschung und
politischem Diskurs ver-
wendet wurden.
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Die Analyse einer spezifischen Nationalität ist
einerseits grob und andererseits sehr speziell.
Grob ist die Verwendung von spezifischen Na-
tionalitäten, weil z. B. Menschen mit türkischer
Staatsangehörigkeit unter sich je nach Sozial-
status, ethnischer und religiöser Zugehörigkeit
mindestens so heterogen sind wie Deutsche.
Über die Zeit und in der Migration verändert
sich der „Inhalt“ der Nationalität. Man denke an
die „Deutschen“ in den USA, die ihre Kinder
„Heidi“ nennen. Allerdings ist die Benennung
von Nationalitäten angebracht, wenn man eine
spezifische Migrationsgeschichte und deren
Selektivität beschreiben will. Die Türken und
Türkinnen, die im Zuge der Gastarbeiteranwer-
bung nach Deutschland gingen, hatten in der
Türkei einen anderen sozioökonomischen Sta-
tus, und sie fanden in Deutschland andere In-
tegrationsangebote vor als ihre Landsleute, die
zum Studium in die USA auswanderten. Die
spezifische Migrationsgeschichte zwischen
zwei Ländern beeinflusst die Chancen der je-
weiligen Migrationsbevölkerungen, kann dann
aber nicht auf alle Menschen aus der Türkei
überall auf der Welt verallgemeinert werden.

Was wurde in diesem Zusammenhang wie

gemessen?

Die Nationalität wird in Deutschland über die
Staatsangehörigkeit erfasst. Je nach der Einbür-
gerungspraxis führt dies zu einer unerwünsch-
ten Selektivität der Betrachtung, denn diejeni-
gen, die sich haben einbürgern lassen, werden
nicht mehr als Repräsentanten einer anderen
Nationalität erfasst. International wird Nationali-
tät daher meist in Verbindung mit Migrations-
erfahrung bzw. familiärem Migrationshinter-
grund (vgl. 4.3.2) sowie Rechtsstatus (vgl.
4.3.3) erhoben. Die entsprechenden Fragen
werden für einzelne Studien differenziert in
Kapitel 4.3.2 dargestellt.

Da nicht jede Nationalität über einen eigenen
Nationalstaat verfügt bzw. nicht alle Angehöri-
gen auf dem Territorium „ihres“ Nationalstaates
geboren werden, erheben internationale Studi-
en auch, welche Sprache überwiegend in der
Familie gesprochen wird. Dieser Indikator ist

problematisch, wenn er als Defizit („nicht Spre-
chen der Mehrheitssprache“) begriffen wird,
was in Kapitel 4.3.5 ausführlicher diskutiert
werden soll. Die in der Familie gesprochene
Sprache kann aber als Anhaltspunkt für die Zu-
gehörigkeit zu einer spezifischen ethnischen
oder nationalen Gruppe erhoben werden, wenn
man den Indikator „Staatsangehörigkeit“ umge-
hen oder ergänzen will.

Was spricht für diese Perspektive?

Da in Deutschland traditionell fast nur die Na-
tionalität erfasst wurde, liegen Daten zu diesem
Gegenstandsbereich oft vor.

Es handelt sich um einen Indikator, der eine
Vielzahl von Besonderheiten (Migrationsge-
schichte, kulturelle Distanz, Diskriminierung) im
Gesamt benennt und der dem alltäglichen Dis-
kurs entgegenkommt. Das erhöht seine Prakti-
kabilität.

Inhaltlich ist Nationalität vor allem wichtig, um
eine spezifische Migrationsgeschichte und die
Selektivität einer Migrantengruppe zu benennen.

Was spricht gegen diese Perspektive?

Die Erfassung der Nationalität anhand „objekti-
ver“ Kriterien wie Staatsangehörigkeit und Ge-
burtsort erzeugt eine „Container“-Vorstellung
von ethnisch-nationaler Zugehörigkeit, die der
Komplexität des Einwanderungsgeschehens
nicht gerecht wird. Eine in Deutschland Gebo-
rene, die auf eine Einbürgerung verzichtet, weil
sie sich darüber ärgert, dass ihre Gastarbeiter-
eltern den Sprachtest nicht bestehen, wird als
Spanierin erfasst, während ein russischsprachi-
ger Jugendlicher, der vor einem Jahr aus der
Ukraine gekommen ist, als Deutscher in die
Statistik eingeht. Ein kurdischer Flüchtling wird
von der Statistik als Türke erfasst. Die Migra-
tionsgeschichte kurdischer Flüchtlinge unter-
scheidet sich jedoch deutlich von der Gast-
arbeitermigration, so dass die Nationalität hier
noch nicht einmal eine spezifische Migrations-
geschichte richtig benennen kann.
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In ähnlicher Weise kann eine Erfassung der zu
Hause gesprochenen Sprache zugleich zu spe-
zifisch und zu allgemein sein: In manchen Kon-
texten wird sie eine Vielzahl von Minderheiten-
sprachen erbringen. Andererseits kann sie nicht
zwischen einem kenianischen, einem neusee-
ländischen oder einem amerikanischen Eng-
lisch differenzieren. Daher ist zumindest eine
Kombination von Staatsangehörigkeit und Spra-
che zu empfehlen, wenn man Nationalität er-
fassen will.

Wenn man Nationalität genau erhebt, ist zumin-
dest bei kleineren nationalen Gruppen der
Datenschutz nicht gewährleistet. Eine grobe
Zusammenfassung, wie sie z. B. im Bildungsbe-
richt 2006 praktiziert wird,13 summiert aber eine
Vielzahl von Konzepten unter dem Indikator
Staatsangehörigkeit, die damit in bedenkliche
Nähe zu pauschalen Annahmen über einen
„Kampf der Kulturen“ (Huntington 1996) rückt.

Gerade weil die Nationalität in der Migrations-
forschung eine spezifische Migrationsgeschich-
te erfasst, ist sie international nicht vergleich-
bar. Für die Zwecke der amtlichen Statistik ist
es nicht sinnvoll, allen Deutschen überall eine
gemeinsame Nationalität zu unterstellen, son-
dern allenfalls Deutschen in den USA oder
Türkinnen und Türken in Deutschland.

Unsere derzeitige Einschätzung/Empfehlung:

Die Erhebung der Nationalität trägt eher zur
Stereotypenbildung denn zur Erfassung von
Personen mit Migrationshintergrund  dar. Die
Aspekte des Migrationsgeschehens, die für eine
öffentliche Verwaltung bedeutsam sind, können
präziser über die im Folgenden diskutierten Kon-
zepte erfasst werden.

Wenn man Nationalität für differenzierte Analy-
sen benötigt, die eine besondere Migrations-
geschichte abbilden sollen, ist eine Kombina-
tion des Indikators Staatsangehörigkeit mit der
von der Person mit ihren Bezugspersonen ge-
sprochenen Sprache zu empfehlen.

4.2.2 Migrationserfahrung und familiärer
Migrationshintergrund

Worum geht es?

Migration wird im Unterschied zu Mobilität als
längerfristige Verschiebung des Lebensmittel-
punktes über eine nationalstaatliche Grenze
hinweg definiert. Im Verlauf einer Migration
werden eine ganze Reihe von Faktoren wirk-
sam, die den Lebensverlauf und die Chancen
von Personen beeinflussen: Fast immer ist ein
Umzug erforderlich, der bei einer Migration in
der Regel über eine größere Distanz erfolgt als
bei innerstaatlicher Mobilität. Es kommt zu ei-
ner Umstellung zwischen nationalen Institutio-
nensystemen (die z. B. im Bildungssystem zu
Problemen bei der Anerkennung von Bildungs-
titeln führen kann). Oft ist eine kulturelle und
soziale Distanz zu überwinden, und Migranten
und Migrantinnen müssen eine neue Sprache
benutzen, was den Zugang z. B. zu Arbeitsplät-
zen erschweren kann. Je nach dem Umfang der
Migration zwischen zwei Ländern oder Sprach-
gemeinschaften finden Zuwanderer ethnische
„communities“ vor Ort vor, die ihnen den Über-
gang erleichtern können.

An den Formulierungen „meist“, „oft“, „fast im-
mer“ wird schon erkennbar, dass die genannten
Schwierigkeiten nicht immer auftreten. Man
denke beispielsweise an die Migration zwi-
schen Österreich und Deutschland oder an
Grenzgänger zwischen den Niederlanden und
Deutschland. Dennoch kann man annehmen,
dass der Wechsel des Lebensmittelpunktes
über nationale Staatsgrenzen hinweg den zent-
ralen Indikator dafür darstellt, ob geographische
Mobilität soziale Folgen hat.

Ein familiärer Migrationshintergrund ist von ei-
gener Migrationserfahrung zu unterscheiden.
Eine familiäre Migrationsgeschichte wirkt sich
nur dann sozial aus, wenn sich der Integrations-
prozess – wie in vielen Fällen weltweit – über
mehrere Generationen erstreckt. Kinder von
Migranten und Migrantinnen müssen zwar kei-
nen Umzug bewältigen, und im Regelfall verfü-
gen sie über einheimische Bildungsabschlüsse,

13 Der Bildungsbericht
2006 unterscheidet fünf
Herkunftskonstellationen:
Türkei, sonstige ehemalige
Anwerbestaaten, sonstige
EU-15-Staaten, sonstige
Staaten und (Spät-)Aus-
siedler (vgl. Konsortium
Bildungsberichterstattung
2006: 141).
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Dokumente etc. Es kann aber sein, dass sie die
Mehrheitssprache nicht, weniger oder mit Ak-
zent beherrschen oder dass sie mit negativen
Zuschreibungen konfrontiert sind. Diese Überle-
gungen sprechen dafür, auch die familiäre Mig-
rationsgeschichte zu berücksichtigen, wobei je
nach lokaler Situation nur die zweite Herkunfts-
generation oder weitere Herkunftsgenerationen
erfasst werden.14

Was wurde in diesem Zusammenhang wie

gemessen?

Um Migrationserfahrung und familiären Migra-
tionshintergrund abzubilden, haben sich eine
Reihe von Indikatoren bewährt, die zunächst
überblickshaft und dann hinsichtlich ihrer Um-
setzung in verschiedenen Studien dargestellt
werden sollen.

a) Um Migrationserfahrung zu erheben, wird im
Regelfall der Geburtsort (im Ausland vs. In-
land) erfasst. Ein weiterer Indikator ist die
Frage, ob die deutsche Staatsangehörigkeit
durch Geburt oder Einbürgerung erworben
wurde. Auch wird nach Auslandsaufenthalten
von mehr als sechs Monaten gefragt.

b) Der Zeitpunkt der Migration interessiert, weil
anhand dieses Datums die Dauer des Auf-
enthalts im Inland bestimmt werden kann.
Das ist v. a. für die Integrationsberichterstat-
tung wichtig, da man ohne Berücksichtigung
des Zuzugszeitpunkts Personen, die im Alter
von einem Jahr (und vor 30 Jahren) nach
Deutschland zugewandert sind, mit 31-Jähri-
gen vergleichen würde, die soeben erst ein-
gewandert sind.15

c) Der familiäre Migrationshintergrund wird mit
den gleichen Indikatoren erfasst wie die
Migrationserfahrung. Sie werden lediglich
auf die Eltern bzw. Großeltern angewandt.
Zur Debatte steht aber, ob sich die familiäre
Migrationsgeschichte nur dann auswirkt,
wenn beide Eltern bzw. alle vier Großeltern
Migrationserfahrung haben oder ob hier wei-
tere Abstufungen erforderlich sind. Die Stadt
Wiesbaden erfasst bei Deutschen der zwei-

ten Generation z. B. nur diejenigen, bei denen
die Mutter im Ausland geboren ist (B7/2005
KGSt: 11), während Stuttgart beide Elterntei-
le berücksichtigt.

Die internationalen Schulleistungsstudien (PISA,
IGLU, TIMSS) fragen danach, ob das Kind, sein
Vater oder seine Mutter im Inland geboren ist
(IGLU) bzw. sie geben eine Reihe weiterer Län-
der vor, in denen es geboren sein könnte (PISA)
(vgl. 3.3). Sie  fragen auch, in welchem Alter
das Kind im Inland angekommen ist, und da-
nach, welche Sprache das Kind überwiegend zu
Hause spricht (vgl. Punkt 4.3.5). In den wissen-
schaftlichen Arbeiten zu den Schulleistungsstu-
dien werden Kinder, bei denen mindestens ein
Elternteil im Ausland geboren ist, als Kinder mit
Migrationshintergrund erfasst.

Im European Social Survey wird gefragt, ob die
Befragten im Land geboren sind. Falls nein,
wird offen nachgefragt, in welchem Land sie
geboren sind. Dann wird gefragt: „Wann sind
Sie zum ersten Mal nach Deutschland gekom-
men, um hier zu leben? (Innerhalb des letzten
Jahres, vor 1–5 Jahren, vor 6–10 Jahren, vor
11–20 Jahren, vor über 20 Jahren). Für Vater
und Mutter wird ebenfalls gefragt, ob sie im
Land geboren sind. Falls nicht, wird gefragt:
„Von welchem Kontinent stammt Ihr Vater / Ihre
Mutter ursprünglich?“ (Europa, Afrika, Asien,
Nordamerika, Südamerika und Karibik, Austra-
lien und Ozeanien)

In Deutschland hat sich die Erfassung von Mig-
rationserfahrung und Migrationsgeschichte v. a.
durch den Mikrozensus 2005 sehr verbessert
(vgl. 3.2). Mit den Fragen des Mikrozensus
kann bei den Personen mit Migrationshinter-
grund zwischen Ausländern der ersten, zweiten
und dritten Generation unterschieden werden.
Ausländer und Ausländerinnen der zweiten Ge-
neration haben die Staatsangehörigkeit ihrer
Eltern behalten, sind aber in Deutschland gebo-
ren, und lediglich die Eltern sind zugewandert.
Bei der dritten Generation sind die Großeltern
zugewandert. Weiterhin werden Deutsche der
ersten Generation nach (Spät-)Aussiedlern und
Eingebürgerten unterschieden. Aufgrund der

14 Es sei aber auch daran
erinnert, dass es in Ein-
wanderungsländern wie
Kanada unsinnig er-
scheint, Menschen, die
im Land mit kanadischer
Staatsbürgerschaft gebo-
ren sind, überhaupt von
der Mehrheitsbevölkerung
zu unterscheiden.

15 Über die Dauer und
Dauerhaftigkeit, mit der
man Migration von Aus-
landsaufenthalten und
Tourismus abgrenzen
könnte, besteht keine Ei-
nigkeit. Meist werden aber
Aufenthalte von mehr als
sechs Monaten berück-
sichtigt. Viele Dienste der
Stadt werden nur von län-
gerfristig hier Ansässigen
benutzt, so dass viele Da-
ten ohnehin nur von län-
gerfristig Ansässigen erho-
ben werden. Es erscheint
daher unnötig, „Touris-
mus“ explizit aus der Sta-
tistik auszuschließen.
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Frageformulierung „Besitzen Sie die deutsche
Staatsbürgerschaft durch Einbürgerung?“ wird
die Zahl der (Spät-)Aussiedler vermutlich unter-
schätzt, da diese Gruppe teils ihren Zuzug als
Einbürgerung empfindet und teils nicht. Hier
wäre nach einer besseren Vorgehensweise zu
suchen. Bei Deutschen der zweiten Generation
werden (Spät-)Aussiedler, Eingebürgerte, Deut-
sche nach Ius-soli-Regelung sowie Deutsche
mit einseitigem Migrationshintergrund unter-
schieden (vgl. Konsortium Bildungsberichter-
stattung 2006: 140).

Bisher wurden Befragungen mit dem Anspruch
auf Repräsentativität dargestellt. Kommunen
benötigen aber oft Vollerhebungen, die sich auf
bereits vorhandene Daten stützen müssen. Hier
ist die Vorgehensweise der Stadt Stuttgart her-
vorzuheben. Dort wurden die im Melderegister
im Klartext enthaltenen Geburtsorte der Wohn-
bevölkerung nachverschlüsselt. Damit konnten
Personen mit Migrationserfahrung und insbe-
sondere (Spät-)Aussiedler gut erfasst werden
(Lindemann 2005).

Was spricht für diese Perspektive?

Im Unterschied zur in Deutschland bisher üb-
lichen Erfassung der Nationalität kann eine Er-
fassung des Migrationshintergrundes alle Perso-
nen erfassen, die die Erfahrung von Migration
gemacht haben. Die internationale Vergleich-
barkeit wird erhöht, weil andere Länder schon
länger so vorgehen und weil die individuelle
oder familiäre Migrationserfahrung unabhängig
von dem rechtlichen Umgang mit Migration er-
hoben werden kann, die von Staat zu Staat und
sogar von Bundesland zu Bundesland verschie-
den ist.

Für die Integrationsberichterstattung in
Deutschland kommen zwei weitere Vorteile hin-
zu: Dadurch, dass sich v. a. Personen einbürgern
lassen, die einen vergleichsweise hohen sozio-
ökonomischen Status erreicht haben, werden
Integrationserfolge unsichtbar, wenn sich die
Analyse auf diejenigen beschränkt, die (noch
und teils in der dritten Generation) keine Einbür-
gerung angestrebt haben oder erreichen konn-

ten. Es ist daher besonders wichtig, alle Perso-
nen mit Migrationshintergrund zu erfassen,
auch diejenigen, die statistisch unauffällig sind.

Statistisch war in den 90er-Jahren v. a. auch
die Einwanderung von Spätaussiedlern bedeut-
sam. Da hier die Migration relativ kurz zurück
liegt, befindet sich diese Personengruppe über-
wiegend noch in der Eingewöhnungsphase.
Auch diese Gruppe wird nur in die Integrations-
berichterstattung einbezogen, wenn man die
Migrationserfahrung und nicht wie bisher üblich
die Staatsangehörigkeit erfasst.

Was spricht gegen diese Perspektive?

Integrationsprobleme, die durch Migration ent-
stehen, entstehen nicht nur durch das Verhalten
und die Eigenschaften der migrierten Bevölke-
rungsgruppe, sondern auch durch die Politik
und Alltagspraktiken, mit denen die Aufnahme-
gesellschaft auf das Migrationsgeschehen ant-
wortet. Besonders problematisch wird Migrati-
on, wenn es zu ethnischen Konflikten kommt
bzw. wenn bestimmte Gruppen mit Migrations-
hintergrund über Generationen hinweg „sicht-
bar“ bleiben, sei es, weil sie als anders konstru-
iert werden oder weil eine gleichberechtigte
Inklusion in Bildungssystem und Arbeitsmarkt
misslingt (Weiß 2001).

Da die betroffenen Personengruppen in
Deutschland derzeit überwiegend selbst über
Migrationserfahrungen oder über einen familiä-
ren Migrationshintergrund verfügen, werden sie
über diesen Indikator derzeit gut erfasst. Es ist
aber schon abzusehen, dass in ein bis zwei
Jahrzehnten viele Menschen, die als Migranten
und Migrantinnen wahrgenommen werden, kei-
nen Migrationshintergrund in dem Sinn, wie er
derzeit z. B. in den oben genannten Schulleis-
tungsstudien definiert wird, mehr haben wer-
den. Daher erfassen die klassischen Einwande-
rungsländer neben dem Migrationshintergrund
immer auch die Zugehörigkeit zu „sichtbaren
Minderheiten“ (vgl. 3.4, 4.2.4 und 4.2.5). Eine
Erfassung des Migrationshintergrundes allein
würde dazu führen, dass in ein bis zwei Jahr-
zehnten erneut Indikatoren gesucht werden
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müssten, die Personen erfassen können, die von
Integrationsproblemen betroffen sind. Auch alt-
eingesessene ethnische Minderheiten wie Sinti
und Roma und Afrodeutsche werden so nicht
erfasst.

Jenseits der „Sichtbarkeit“ entstehen ethnische
Konflikte auch vor dem Hintergrund einer Mig-
rationsgeschichte und deren Selektivität, die für
den Austausch zwischen zwei speziellen Län-
dern typisch ist. Eine Berücksichtigung der
Migrationserfahrung als solcher kann nicht zwi-
schen der ggf. bestehenden nationalen Beson-
derheit von Migrationserfahrung differenzieren
(vgl. 4.2.1).

Unsere derzeitige Einschätzung/Empfehlung:

Die Erhebung der Migationserfahrung sollte für
die Bestimmung des Migrationshintergrundes
zentral sein. Sinnvoll ist auch die Frage nach
dem Zuzugsjahr bzw. nach dem Alter bei der
Zuwanderung sowie nach dem Migrations-
hintergrund von Vater und Mutter.

Die Definition des familiären Migrationshinter-
grundes sollte beide Elternteile berücksichtigen.
Im Inland geborene Kinder binationaler Familien
werden zumindest von den Schulleistungsstu-
dien den einheimischen Kindern zugerechnet.
Bei manchen Fragestellungen wäre es aber
auch vorstellbar, Kinder aus binationalen Ehen,
an denen ein deutscher Partner (ohne Migra-
tionshintergrund) beteiligt ist, von den genann-
ten Gruppen zu unterscheiden.

4.2.3 Rechtsstatus und rechtliche
Exklusion

Worum geht es?

Für den Migrationshintergrund ist nicht nur
wichtig, ob und wann man eine nationalstaat-
liche Grenze überschritten hat. Entscheidend ist
auch, unter welchen rechtlichen Bedingungen
dieser Wechsel vollzogen wurde und ob eine
ausländerrechtliche Sonderstellung lange und
womöglich bis heute angehalten hat.

Das betrifft zum einen die Staatsangehörigkeit,
an der sich der Zugang zu politischen Rechten
und damit die Möglichkeit der politischen Parti-
zipation entscheidet (Marshall 1992 [1950],
Mohr 2005).16 Außerdem ist der ausländer-
rechtliche Status wichtig, über den eine Person
verfügt. Eine Integrationsmessung, die feststellt,
dass Personen arbeitslos sind, die als Asylbe-
werber oder Geduldete (fast) nicht arbeiten dür-
fen, würde sich selbst ad absurdum führen. Zu
bedenken ist aber auch, dass ein langes Ver-
weilen in einem ausländerrechtlich nachteiligen
Status dauerhaft negative Auswirkungen auf die
Integrationschancen hat.

In der Literatur werden vier Migrantengruppen
nach Aufenthaltsstatus unterschieden (vgl.
Mohr 2005, vgl. auch Hoffmeyer-Zlotnik 2003:
274):

diejenigen, die sofort die Staatsangehörigkeit
bekommen (z.B. Spätaussiedler)
„Denizens“,17 die stabil in Bildungssystem
und Arbeitsmarkt inkludiert sind, denen aber
(manche) politischen Rechte fehlen (z. B.
Gastarbeiter, EU-Bürger)
diejenigen, die z. B. über Familiennachzug
oder als Werkvertragsnehmer in einen
Zwischenstatus gelangen, der sich verfesti-
gen kann, aber auch in Abschiebung oder
Marginalität münden kann.
„Margizens“, deren Aufenthalt sich nicht ver-
festigen soll (z. B. Flüchtlinge und Illegali-
sierte)

Was wurde in diesem Zusammenhang wie

gemessen?

In internationalen Studien wie dem European
Social Survey wird erhoben, ob die Befragten
die Staatsbürgerschaft des jeweiligen Landes
besitzen. Falls nicht, wird offen nachgefragt,
welche Staatsangehörigkeit sie besitzen. In
Deutschland wurde und wird v. a. die Staatsan-
gehörigkeit erhoben, wenn Migranten und Mig-
rantinnen gemeint sind. Es handelt sich daher
um einen Indikator, der gut operationalisiert ist
und der in den meisten Fällen bereits vorliegt.

16 Heute wird in der For-
schung zwischen der for-
malen (politischen) Staats-
angehörigkeit und der
Staatsbürgerschaft unter-
schieden (Soysal 1994).
Die Staatsbürgerschaft
umfasst auch soziale
Rechte (wie z. B. das
Recht auf Schulbildung,
die Inklusion in Versiche-
rungen usw.). Ein umfas-
sender Begriff der Staats-
bürgerschaft kann als
Synonym von Integration
angesehen werden.

17 Dieses und das folgen-
de Kunstwort setzen sich
aus den englischen Be-
griffen für „Staatsbürger“
(citizen) und „verweigern“
(to deny) bzw. „an den
Rand drängen“ (to
marginalize) zusammen.
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Auch wenn Deutschland keine doppelte Staats-
angehörigkeit vorsieht, kommt diese vor. Dem-
entsprechend fragt der Mikrozensus 2005 nach
der zweiten Staatsbürgerschaft. Da eine dop-
pelte Staatsangehörigkeit für die betroffenen
Personen aber problematisch werden kann und
sie sie deshalb möglicherweise nicht angeben,
ist allerdings zu vermuten, dass eine zweite
Staatsangehörigkeit von Behörden nicht durch-
gängig und valide erhoben werden kann.

Für Kinder, die nach dem neuen Staatsangehö-
rigkeitsrecht geboren sind, stellt die doppelte
Staatsbürgerschaft als Option bis zum Erwach-
senenalter den Regelfall dar. Es wäre zu klären,
ob und wie Verfahrensdaten von Behörden die
Information enthalten (können), ob Kinder mit
zwei Staatsbürgerschaften dauerhaft über beide
Staatsbürgerschaften verfügen oder ob sie eine
Option auf die deutsche Staatsbürgerschaft ha-
ben. Das politische Ziel der Optionsstaatsbür-
gerschaft war es, dass diese Kinder und Ju-
gendlichen amtlicherseits als Deutsche behan-
delt werden. Eine Differenzierung zwischen
„Deutschen“ und „Optionsdeutschen“ bei der
Neuerfassung von Daten oder ein Mitführen der
Unterscheidung in zahlreichen amtlichen Da-
tensätzen liefe dieser Zielsetzung zuwider, wür-
de aber auf den besonderen Rechtsstatus die-
ser Kinder hinweisen.

Ein ähnliches Problem stellt die Erfassung der
Spätaussiedler dar. Die Stadt Wiesbaden identi-
fiziert Spätaussiedler mittelbar über bestimmte
Indizien (vgl. B 7/2005 KGSt, 12). Teilweise
wird aus der ersten Meldung in einem Auffang-
lager für (Spät-)Aussiedler auf deren Status ge-
schlossen. Im Mikrozensus 2005 ist die Frage-
formulierung so uneindeutig, dass Spätaussied-
ler teils als eingebürgerte Deutsche der ersten
Generation erfasst werden.

Als bestes Beispiel für die Erfassung des aus-
länderrechtlichen Status kann derzeit das
Sozio-ökonomische Panel des DIW gelten.
Nach den oben diskutierten Fragen zu Geburts-
land etc. wird gefragt:

„Zu welcher der folgenden Zuwanderergrup-
pen gehörten Sie, als Sie nach Deutschland
kamen?“ („Aussiedler, d. h. deutschstämmige
Person aus osteuropäischen Staaten“, „Deut-
scher, der längere Zeit im Ausland gelebt
hat“, „Bürger eines EG-Mitgliedsstaates“,
„Asylbewerber oder Flüchtling“, „Sonstiger
Ausländer“).

„Haben Sie heute eine unbefristete Aufent-
haltserlaubnis bzw. Aufenthaltsberechtigung
oder haben Sie eine befristete Aufenthaltser-
laubnis?“

Im SOEP werden nur Aussiedler, Asylbewerber
und Flüchtlinge sowie sonstige Ausländer ge-
fragt:

„Haben Sie nach Ihrer Einreise zunächst in
einem Aufnahmelager oder Übergangs-
wohnheim gelebt? Wenn ja, wie lange?“
(Wochen bzw. Monate).

Zusammen mit dem Zuzugsjahr kann so relativ
genau rekonstruiert werden, ob die Befragten
(länger) in einem nachteiligen Aufenthaltsstatus
verweilen mussten. Außerdem kann rekonstru-
iert werden, ob die Migration als Familienzu-
sammenführung erfolgte:

„Als Sie einreisten, kamen Sie da als Famili-
enangehöriger einer bereits in Deutschland
lebenden Familie bzw. Person?“

Das Ausländerzentralregister und die Daten
der Meldebehörde erfassen ebenfalls den
Aufenthaltstitel. Es wäre zu prüfen, inwieweit
diese Daten bzw. eine Zusammenfassung des
Rechtsstatus bei der Ankunft in Deutschland
(zukünftig) für die amtliche Statistik zur Verfü-
gung stehen können.

Jenseits des ausländerrechtlichen Status wirkt
sich z. B. auch die Standesgesetzgebung nega-
tiv auf die Integrationschancen von Personen
aus, z. B. dann, wenn im Ausland erworbene
Bildungszertifikate nicht anerkannt werden. Im
Sozio-ökonomischen Panel wird gefragt, ob die
Ausbildung in einem anderen Land als
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Deutschland durchlaufen wurde. Falls ja, wird
gefragt:

„Haben Sie ein Zeugnis über den erfolg-
reichen Abschluss dieser Ausbildung be-
kommen?“

Und weiter:

„Wird dieser Abschluss hier in Deutschland
anerkannt?“

Was spricht für diese Perspektive?

Einige Personengruppen mit Migrationshinter-
grund erfahren eine gezielte Förderung (wie z. B.
Spätaussiedler), andere sollen explizit nicht in-
tegriert werden (z. B. Asylbewerber). Ob sie ihr
Herkunftsland vorbereitet oder fluchtartig ver-
lassen haben, wirkt sich ebenfalls auf ihre In-
tegrationschancen aus und sollte daher berück-
sichtigt werden.

Da sich der direkte Einfluss der Politik auf das
Migrationsgeschehen auf rechtliche Regelun-
gen beschränkt, kann man den Erfolg einer
Migrationssteuerung sowie die beabsichtigten
und unerwünschten Folgen der Migrationspolitik
nur untersuchen, wenn man den rechtlichen
Status mit erhebt.

Wenn man zwischen der großen Gruppe derer
unterscheidet, die durch ihren Aufenthaltstitel
keine Benachteiligung erfahren, und denjeni-
gen, die einen unsicheren Aufenthaltsstatus ha-
ben bzw. diesen über längere Zeit hatten, kön-
nen die früher bestehende Vielzahl der Aufent-
haltstitel sowie die Differenzierungen, die auch
im heutigen Zuwanderungsrecht fortbestehen,
zu den für die Integrationschancen entschei-
denden Unterschieden verdichtet werden.

Häufig muss der Rechtsstatus ohnehin erhoben
werden, weil Behörden über diese Information
verfügen müssen.

Was spricht gegen diese Perspektive?

Trotz der Vereinfachung der Aufenthaltstitel
durch das Zuwanderungsgesetz bleiben zahl-
lose komplexe Rechtstatbestände erhalten.
Auch die Standesgesetzgebung ist von Beruf zu
Beruf verschieden, so dass ihre Auswirkungen
auch durch spezielle Fragen wie die im SOEP
nur überblickshaft erfasst werden können. Der
Zugang zu Deutschkursen, der Betreuungs-
schlüssel in Kindertagesstätten und viele ande-
re Leistungen folgen komplexen Verfahrensre-
geln, so dass eine differenzierte Erfassung des
Rechtsstatus speziellen Untersuchungen vorbe-
halten bleiben muss.

Weil der Rechtsstatus häufig in eine staatlich
legitimierte Verweigerung von Zugangschancen
mündet, kann die Frage nach dem Rechtsstatus
signalisieren, dass die Stadt zwischen Bürgern
erster und zweiter Klasse unterscheidet.

Gerade bei den besonders benachteiligten
Gruppen (z. B. Illegalisierte) ist nicht davon aus-
zugehen, dass sie von Statistiken überhaupt
bzw. richtig erfasst werden.

Unsere derzeitige Einschätzung/Empfehlung:

Verfahrensdaten sollten so aufbereitet werden,
dass Informationen über Einbürgerung und
mehrere (Options-)Staatsbürgerschaften erhal-
ten bleiben. Wenn stark vereinfacht werden
muss, kann man sich derzeit eventuell auf die
Unterscheidung zwischen deutscher Staats-
bürgerschaft, EU-Staatsbürgerschaft und Dritt-
staatlern beschränken.

Wenn es in Erhebungen nicht möglich ist, den
Rechtsstatus umfassend zu erfassen, wäre da-
rüber nachzudenken, ob das Erreichen eines
gleichberechtigten Rechtsstatus durch Nieder-
lassungserlaubnis bzw. vor 2005 durch eine
Aufenthaltsberechtigung nicht ähnlich wie das
Jahr der Einreise und der Einbürgerung erhoben
werden sollte. Für die Integrationsberichterstat-
tung ist es wichtig, unter den Ausländern die-
jenigen mit gleichgestelltem Aufenthaltsstatus
(„denizens“), diejenigen mit Zwischenstatus und
diejenigen, die keinesfalls inkludiert werden sol-
len („margizens“), zu unterscheiden.
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4.2.4 Identität

Worum geht es?

Ausgangspunkt ist hier die Kritik an Auffassun-
gen, nach denen man von objektiven Merkma-
len wie Herkunftsland oder Nationalität auf die
persönliche Identität eines Menschen schließen
könne. Die Identität einer Person bezieht sich
darauf, „… wer sie als Individuum und als Mit-
glied der Gesellschaft ist …“ (Zimbardo 1995:
93). Sie „… beinhaltet, dass das eigene Selbst
als unterschiedlich von anderen Menschen
wahrgenommen wird und dass andere Dinge
als dem Selbst zugehörig oder ihm fremd be-
wertet werden“ (Zimbardo 1995: 502).

Der Identität einer Person liegt also ihre Identifi-
kation mit bestimmten sozialen Kategorien zu-
grunde (= Selbstzuschreibung). Zwar bildet sich
die Identität in Auseinandersetzung mit denjeni-
gen Kategorien, in die die Person von anderen
Personen aufgrund ihrer (wahrgenommenen)
Merkmalen eingeordnet wird (= Fremdzu-
schreibung), jedoch heißt dies nicht automa-
tisch, dass die Person diese Merkmale oder
Kategorien als für sich relevant akzeptiert. Zum
Beispiel kann sich ein Kind eines deutschen
und eines chinesischen Elternteils, das in
Deutschland geboren und aufgewachsen ist,
gänzlich mit Deutschland identifizieren und sich
als „Deutsche“ fühlen, während andere es auf-
grund seiner äußerlichen Erscheinung als „Chi-
nesin“ kategorisieren. Fremdzuschreibungen
werden für die Identität einer Person umso prä-
gender sein, je stärker sie durchgängig erfolgen,
und das ist meist bei Merkmalen der Fall, die
deutlich sichtbar sind. Es ist also eine empiri-
sche Frage, wie die Identität einer Person mit
ihren objektiven Merkmalen zusammenhängt.
Um sie zu beantworten, muss – neben objekti-
ven Merkmalen – erhoben werden, mit wel-
chen ethnischen oder kulturellen Gruppen oder
sozialen Minderheiten sich eine Person identifi-
ziert. Dies festzustellen, ist besonders wichtig,
wenn man davon ausgeht, dass die Identifikati-
on mit bestimmten sozialen Kategorien für eine
Person handlungsleitend und daher wichtig für
ihre Integrationsbereitschaft und -fähigkeit ist.

Was wurde in diesem Zusammenhang wie

gemessen?

In den klassischen Einwanderungsländern USA,
Kanada und Australien wurde bereits in den
1970er-Jahren der Versuch gemacht festzustel-
len, welcher ethnischen oder kulturellen Gruppe
sich Personen zugehörig fühlen. In einer frühen
Untersuchung zur ethnischen Identität der Be-
völkerung Buffalos hat Martin Plax (1972: 100)
die folgende Frage gestellt:

“Since we’re talking about your background,
let me ask you your feelings about it.
Sometimes our nationality backgrounds
make us think of ourselves not only as
Americans but as related to other countries,
and we call ourselves ’French’, or ’English’ or
’Swiss’. Thinking of your background, what
would you call yourself?“18

Dieser Frage wurden Fragen nach der nationa-
len Herkunft von Mutter, Vater sowie den Groß-
eltern mütterlicher- und väterlicherseits voran-
gestellt.

Eine ähnliche Vorgehensweise, die aufgrund
ihrer Formulierung leichter auf Deutschland
übertragbar wäre, berichtet Reinsch (2000) für
eine kommunale Studie aus den Niederlanden.
Dort wird Folgendes gefragt:

“According to the Registry Office records,
your (or one of your parents’) country of birth
is … (Int. name the land of origin used as
criterion for selection). As a consequence,
many authorities categorize you as a (modify
land of origin, e. g., German, Dutch, Turk).
Does this confirm with the way you see
yourself? (If not:) To which ethnic group do
you reckon yourself?” (Reinsch 2000:
244)19

Wenn es darum geht, die Identität der Befrag-
ten zu erfassen, wird also in der Regel die Fra-
ge nach der Identifikation mit einer Gruppe
kombiniert mit einer Frage nach einem objekti-
ven Merkmal der Person. Diese Vorgehensweise
ist dazu geeignet festzustellen, ob eine Person

18 „Da wir über Ihren Hin-
tergrund sprechen, würde
ich Sie gerne zu Ihrer Ein-
stellung dazu befragen.
Manchmal denken wir
von uns nicht nur als
‚Amerikaner und Amerika-
nerinnen’, sondern wir
fühlen uns aufgrund unse-
rer nationalen Hintergrün-
de auch mit anderen Län-
dern verbunden und wir
nennen uns ‚Französisch’
oder ‚Englisch’ oder
‚Schweizerisch’. Wenn
Sie an ihren Hintergrund
denken, wie würden Sie
sich nennen?“

19 Im Melderegister steht,
dass Ihr Geburtsland (oder
dass das Geburtsland ei-
nes Ihrer Elternteile) …
(internationaler Name des
Herkunftslandes, das Kri-
terium für die Auswahl des
Befragten war) ist. Des-
halb kategorisieren Sie
viele Autoritäten als (modi-
fizieren Sie das Herkunfts-
land, z. B. deutsch, nie-
derländisch, türkisch).
Passt das dazu, wie Sie
sich selbst sehen? (Falls
nicht:) Zu welcher ethni-
schen Gruppe rechnen
Sie sich selbst?
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ein bestimmtes objektives Merkmal, wie z. B. ihr
Geburtsland oder das ihrer Eltern oder Großel-
tern, für sich relevant findet. Allerdings wird
durch den Bezug auf dieses objektive Merkmal
dasselbe aktualisiert und vor alternativen Merk-
malen in den Vordergrund gerückt, so dass Be-
fragte möglicherweise eine Antworttendenz da-
hingehend haben werden, es als relevant einzu-
ordnen.

Darüber hinaus wird durch die oben genannten
Fragen zwar gemessen, ob ein bestimmtes ob-
jektives Merkmal für die Identität einer Person
von Relevanz ist, aber nicht, ob dieses Merkmal
aufgrund einer positiven Identifikation für die
Person relevant ist oder weil sie sich davon ab-
grenzen will. Dies kann z. B. durch die folgende
Frage erhoben werden:

“When someone says something negative
about the (Int.: align with ethnic group to
which respondent reckons him/herself), do
you have the feeling that there is something
negative being said about you?” (Reinsch
2000:  244)20

Die Antwortalternativen waren: “no, never”
“rarely”, “sometimes” “usually”, “yes, always”.

Statt nach einem Zugehörigkeitsgefühl wird hier
nach Verbundenheit gefragt. Mit derselben Ab-
sicht, eine positive Identifikation festzustellen,
wird in den Niederlanden gefragt:

“Do you find it annoying when someone sees
you as (Int.: modify to geo-political origin)?
(Reinsch 2000:  245)21

Oder:

“Are you generally proud to be a member of
the (respondent’s self-identified ethnic)
group? (Reinsch 2000: 244).22

Im jährlichen General Social Survey (GSS) der
USA wird ebenfalls nach positiver Identifikation
gefragt. Allerdings geht diese Frage insofern
über die oben genannten hinaus, als sie die Re-
levanz mehrerer Herkunftsländer von Eltern und

Großeltern zulässt und sie es den Befragten au-
ßerdem erlaubt, die positive Identifikation mit
den verschiedenen Ländern in eine Rangfolge
zu bringen.

Zunächst wird gefragt:

“From what countries or part of the world did
your ancestors come?”23

Die Folgefrage lautet:

„Which one of these countries do you feel
closer to?” (Hervorhebung d. d. A.)24

Im Vergleich zu den oben genannten Frage-
formulierungen erbringt die Formulierung im
General Social Survey nicht nur den größten
Informationsgehalt, sondern sie wirkt auch einer
allgemeinen Zustimmungstendenz der Befrag-
ten entgegen, indem sie sie „zwingt“, eine
Rangfolge herzustellen.

In den Telefonbefragungen des Zentrums für
Türkeistudien werden die interviewten Personen
im Einführungstext darüber informiert, dass sich
die Befragung auf türkeistämmige Migranten
konzentriert. Sie werden dann gefragt, ob sie
oder andere Haushaltsmitglieder türkeistämmig
sind. Interessant an dieser Vorgehensweise ist
die Formulierung „türkei-“ und nicht etwa „tür-
kisch-“stämmig, die auf die Herkunft der Fami-
lie in einem Land und nicht auf die Nationalität
verweist. Sie setzt voraus, dass man aufgrund
der vorher gestellten Fragen Anhaltspunkte für
eine mögliche Identität der Befragten hat. Dann
lässt sich so leicht prüfen, ob den objektiven
Merkmalen auch die Bereitschaft, sich einer
Identität zurechnen zu lassen, entspricht. Laut
persönlicher Auskunft von Martina Sauer (Zent-
rum für Türkeistudien) ist eine Selbstdefinition
in diesem Kontext für die meisten Befragten un-
problematisch. Das mag aber auch der Zwei-
sprachigkeit des Interviewpersonals oder der
Wahrnehmung des Zentrums für Türkeistudien
als vertrauenswürdig geschuldet sein. Mögli-
cherweise wird durch die Frage nach der „Tür-
kei-Stämmigkeit“ auch eine entsprechende
Identifikation aktualisiert, so dass die resultie-

20 Wenn jemand etwas
negatives über … (Int.:
verwenden Sie die ethni-
sche Gruppe, zu der sich
die Befragten selbst rech-
nen) sagt, haben Sie das
Gefühl, dass etwas nega-
tives über Sie gesagt wird?

21 Stört es Sie, wenn
jemand Sie als (Int.: ver-
wenden Sie die geopoliti-
sche Herkunft) sieht?

22 Sind Sie im allgemei-
nen stolz ein/e … (Int.:
verwenden Sie die ethni-
sche Gruppe, zu der sich
die Befragten selbst rech-
nen) zu sein?

23 Aus welchen Ländern
oder aus welchem Teil der
Welt stammen Ihre Vor-
fahren?

24 Welchem dieser
Länder fühlen Sie sich
am nächsten?
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renden Daten nicht valide sind. Weil in
Deutschland bislang keine Erfahrungswerte zu
Fragen nach der ethnischen Identität von Perso-
nen vorliegen, wäre eine entsprechende metho-
disch orientierte Forschung unabdingbar.

Was spricht für diese Perspektive?

Die subjektive Perspektive überlässt den Perso-
nen (und nicht ihren Beobachtern) die Defini-
tionsmacht über ihre eigene Identität. Insofern
als eine erzwungene Kategorisierung durch Ver-
waltungen in einem demokratischen Staat als
fragwürdig empfunden wird, ist dies gesell-
schaftspolitisch relevant.

Sofern bei den Antwortkategorien Mehrfach-
nennungen vorgesehen werden, ermöglicht es
der subjektive Zugang bzw. die Frage nach der
Selbsteinschätzung den Befragten, ihre ggf. vor-
handenen multiplen Zugehörigkeiten oder posi-
tiven Identifikationen anzugeben. Befragungs-
ergebnisse aus den USA zeigen, dass viele Be-
fragte keine dominante Identifikation mit einer
ethnischen Gruppe oder einem Staat angeben
können oder wollen, weil sie sich verschiede-
nen zugehörig fühlen (Smith 1980). Anderer-
seits haben Alba & Chamlin (1983) in ihrer
Analyse des General Social Survey der USA aus
den Jahren 1977, 1978 und 1980 festgestellt,
dass die Anzahl derer, die sich trotz multipler
ethnischer Bezüge (z. B. verschiedene Her-
kunftsländer der Eltern oder Großeltern) nur mit
einer ethnischen oder nationalen Gruppe identi-
fizieren, über den beobachteten Zeitraum hin-
weg gestiegen ist. Möglicherweise wird also
die Zuordnung einer Person zu einer bestimm-
ten ethnischen oder kulturellen Gruppe auf-
grund objektiver Merkmale für das Selbstver-
ständnis und ein auf diesem Selbstverständnis
basierendes Handeln dieser Personen immer
weniger relevant. So widersprüchlich diese Be-
funde auch sind, beide zeigen, dass das Ver-
hältnis zwischen objektiven Merkmalen und
subjektiven Identifikationen problematisch ist
und jedenfalls nicht von den einen auf die an-
deren geschlossen werden kann.

Wenn dies aber so ist, dann ist die Berücksich-
tigung subjektiver Faktoren besonders wichtig,
wenn man sich (weniger für Migranten und
Migrantinnen als vielmehr) für Menschen mit
familiärem Migrationshintergrund interessiert:
Der objektive Zugang stellt auf beobachtbare
und mit anderen geteilte Merkmale ab. Diese
objektiven Merkmale wie z. B. Staatsangehörig-
keit oder praktizierte Religion können sich in
veränderten geographischen oder sozialen Um-
feldern über Generationen hinweg aber stark
verändern, so dass Nachfahren von Migranten
u. U. aufgrund objektiver Merkmale nicht mehr
als solche erkennbar sind, obwohl ihre Identität
als „Migranten“ oder ethnische Minderheitsan-
gehörige möglicherweise von Veränderungen
objektiver Merkmale unberührt geblieben sind.

Was spricht gegen diese Perspektive?

Der Haupteinwand gegen diese Perspektive ist
ein konzeptioneller: Identität wird in der Litera-
tur häufig als Indikator für den Grad der Integra-
tion ethnischer Minderheiten(/-angehöriger)
verwendet, die ihrerseits durch andere, objekti-
ve Kriterien, aber nicht durch ihr Selbstver-
ständnis oder ihre Identität, identifiziert werden
(z. B. bei Gordon 1964; Horowitz 1975; Melville
1983). Wenn man Identität zum Kriterium für
die Zugehörigkeit zur untersuchten Gruppe
macht, kann man Identität nicht mehr als Indi-
kator für den Grad der Integration verwenden.

Methodisch ist darauf hinzuweisen, dass die
Frage nach der Selbsteinschätzung eine Viel-
zahl wenig kompatibler Kategorien produziert,
wenn ohne Antwortvorgaben gearbeitet wird.
Diese geben zwar Aufschluss über die Identität
der Befragten und somit über die lebenswelt-
liche Relevanz bestimmter Kategorien, sind aber
verwaltungstechnisch schwierig handhabbar
und entsprechen nicht den Bedürfnissen von
Verwaltungen angesichts ihrer diversen Aufträge.

Unsere derzeitige Einschätzung/Empfehlung:

In vielen Fällen kollidiert die Frage nach der
Selbsteinschätzung mit den Bedürfnissen von
Verwaltungen. Wenn nach der Selbsteinschät-
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zung gefragt wird, dann sollte dies in Kombina-
tion mit Fragen nach objektiven Merkmalen er-
folgen. Es ist empfehlenswert, einige häufige
bzw. für die Verwaltung relevante Antwortkate-
gorien vorzugeben und durch die Kategorie
„Sonstigen“ (gegebenenfalls erweitert durch
„Welche?“ als offene Frage) zu ergänzen. Mit-
tel- und langfristig erscheint uns die Frage nach
der Selbsteinschätzung aber ausgesprochen
wichtig.

4.2.5 Minderheiten- und Diskriminierungs-
erfahrung

Worum geht es?

Die Perspektive, die Minderheiten- oder Diskri-
minierungserfahrungen in den Mittelpunkt des
Interesses stellt, interessiert sich nicht für die
objektiven Merkmale von Personen oder für de-
ren Identitäten. Statt dessen geht es darum,
welche von anderen wahrgenommenen Merk-
male einer Person, wie z. B. die Hautfarbe oder
ein Akzent, die Basis für eine Zuordnung dieser
Person zu einer Minderheit sind, oder – weiter-
gehend – die Basis für diskriminierendes Ver-
halten gegenüber dieser Person darstellen bzw.
wie groß das Ausmaß der Diskriminierung die-
ser Person gegenüber ist. Merkmale, die eine
Person als Migranten, als Angehörigen einer
ethnischen oder kulturellen Minderheit auswei-
sen, sind aus dieser Perspektive also nicht als
solche relevant für deren Lebenslage oder Le-
benschancen, sondern dann, wenn sie Grund-
lage für diskriminierendes Verhalten gegenüber
der Person sind (Weiß 2001).

Als Verhaltensdiskriminierung gilt normalerwei-
se jede „Ungleichbehandlung …, die den
Gleichheitsgrundsatz verletzt“ (Han 2000: 268).
Speziell bezogen auf Angehörige ethnischer
Minderheiten definiert Heckmann (1992: 125):
„Verhaltensdiskriminierung bedeutet ein indivi-
duelles oder kollektives Verhalten gegenüber
ethnischen Minderheitenangehörigen, das uni-
versalistische und Gleichheitsgrundsätze ver-
letzt.“ In der Forschung wird meist auf diskrimi-
nierendes Verhalten von einzelnen Personen ge-
genüber anderen einzelnen Personen abgestellt.

Jedoch „ist zu vermuten, dass das Gros der Dis-
kriminierung von rechtlichen Regelungen und
etablierten Praktiken in den wohlfahrtsstaat-
lichen Organisationen der Gesellschaft … aus-
geht, …“ (Gomolla & Radtke 2002: 14). In die-
sem Zusammenhang wird statt von individueller
von institutioneller Diskriminierung gesprochen.
Hier ist neben Diskriminierung durch Ungleich-
behandlung auch die Möglichkeit der Diskrimi-
nierung durch Gleichbehandlung zu bedenken,
die sich auf Praktiken bezieht, „die negative und
differenzierende Wirkungen für ethnische Min-
derheiten und Frauen haben, obwohl die orga-
nisatorisch vorgeschriebenen Normen oder Ver-
fahren ohne unmittelbare Vorurteile oder Scha-
densabsichten eingerichtet und ausgeführt wur-
den“ (Gomolla & Radtke 2002: 44/45). In die-
sem Fall werden Personen mit ungleichen Aus-
gangsbedingungen gleich behandelt und anhand
derselben Kriterien gemessen, was notwendig
darin resultiert, dass die Personen, deren Aus-
gangsbedingungen nicht zu den Anforderungen
passen, schlechtere Ergebnisse erzielen.

Was wurde in diesem Zusammenhang wie

gemessen?

Während in den Niederlanden und Kanada die
Erfassung der Zugehörigkeit zu bestimmten
Minderheitengruppen eine Alternative zur Erfas-
sung von Menschen mit Migrationserfahrung
oder familiärem Migrationshintergrund darstellt
(vgl. Wagner et al. 2005: 113), ist dies in
Deutschland bislang unseres Wissens nicht
praktiziert worden – mit einer Ausnahme: Im
„European Social Survey (ESS)“ aus dem Jahr
2002 wurde die Frage mit den Antwortvor-
gaben „ja/nein“ gestellt:

„Gehören Sie einer Volksgruppe oder ethni-
schen Gruppe an, die in Deutschland in der
Minderheit ist?“

Es wurde jedoch keine Nachfrage gestellt, in
der hätte aufgeklärt werden können, um welche
Gruppe es sich handelt.

In der Regel werden Befragte aufgrund be-
stimmter objektiver Merkmale als Angehörige

25 Aus wissenschaftlicher
Sicht sind Experimente
geeigneter als Befragun-
gen, um diskriminierende
Handlungen festzustellen
(Europäische Stelle zur
Beobachtung von Rassis-
mus und Fremden-
feindlichkeit 2005)
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von Minderheiten identifiziert und nach Diskri-
minierungserfahrungen erfragt. Um über Befra-
gungen festzustellen,25 wie groß das Ausmaß
der Diskriminierung von Personen aufgrund von
Merkmalen ist, die sie als Migranten oder An-
gehörige ethnischer oder kultureller Minderhei-
ten ausweisen, kann man erstens diese Perso-
nen nach Diskriminierungserfahrungen fragen,
zweitens nach beobachteten Diskriminierungen
fragen oder drittens danach fragen, inwieweit
Personen sich selbst diskriminierend verhalten.
In den meisten Studien, die sich darum bemü-
hen, das Ausmaß von Diskriminierung zu erhe-
ben, wird die erste Variante gewählt.

So wurde im deutschen Fragebogen des inter-
national vergleichenden „European Social
Survey (ESS)“ aus dem Jahr 2002 gefragt:

„Würden Sie sich selbst als Angehörige(n)
einer Bevölkerungsgruppe bezeichnen, die in
Deutschland diskriminiert wird?“

Im Fall, dass die Befragten mit „ja“ antworten,
wird weiter gefragt:

„Aus welchen Gründen wird Ihre Gruppe
diskriminiert?“

Unter den neun Antwortvorgaben sind fünf, die
man mit einem Migrationshintergrund in Verbin-
dung bringen kann, nämlich

Hautfarbe,
Nationalität,
Religion,
Sprache,
Volksgruppe oder ethnische Gruppe.26

Weil damit zu rechnen ist, dass dieses Verfah-
ren weniger Diskriminierungen an den Tag
bringt als tatsächlich passieren, weil Betroffene
nicht über Diskriminierungserfahrungen berich-
ten möchten oder negative Erlebnisse nicht als
Akte von Diskriminierung auffassen, bietet es
sich an, außerdem danach zu fragen, ob diskri-
minierendes Verhalten anderen gegenüber von
den Befragten beobachtet wurde. Im Euro-
barometer Nr. 57.0 aus dem Jahr 2002/2003,
der im Rahmen des EU-Aktionsprogramms ge-

gen Diskriminierung einen entsprechenden
Schwerpunkt erhalten hatte, sollten Befragte
angeben, ob sie am Arbeitsplatz, in der Schule
oder an der Universität, bei der Wohnungssu-
che oder als Kunden in Restaurants, Banken,
Versicherungen oder Geschäften Diskriminie-
rungen erfahren oder beobachtet haben.27 Die
Fragen, die auf den Arbeitsplatz bezogen waren,
lauteten:

„Haben Sie in den letzten zwei Jahren erlebt,
dass jemand an Ihrem Arbeitsplatz diskrimi-
niert oder belästigt wurde?“

Bezogen auf Diskriminierungserfahrungen des
Befragten selbst am Arbeitsplatz wurden die
Fragen gestellt:

„Und Sie? Haben Sie sich in den letzten zwei
Jahren an Ihrem Arbeitsplatz persönlich dis-
kriminiert oder belästigt gefühlt, auch im Hin-
blick auf eine Beförderung?“

„Haben Sie sich in den letzten zwei Jahren
bei der Suche nach einem Arbeitsplatz per-
sönlich diskriminiert oder belästigt gefühlt?“

Wurde mit „ja“ geantwortet, so wurde anschlie-
ßend nach den Gründen gefragt:

„Warum wurde diese Person Ihrer Meinung
nach diskriminiert oder belästigt?“

bzw.

„Was war Ihrer Meinung nach der Grund
bzw. die Gründe dafür, dass Sie diskriminiert
wurden?“

Als Antwortvorgaben waren vorgesehen
Rasse oder ethnische Herkunft,
Religion oder Überzeugungen,
körperliche Behinderung,
Lernschwierigkeiten/psychische Krankheit,
Alter,
sexuelle Orientierung.28

Die Berücksichtigung sowohl der erfahrenen als
auch der beobachteten Diskriminierung erweist

26 Die anderen vier Ant-
wortvorgaben lauteten:
„Alter“, „Geschlecht“,
„sexuelle Neigungen“
und „Behinderung“.

27 Den Befragten wurde
die folgende Definition
von Diskriminierung vorge-
geben: „Man spricht von
Diskriminierung, wenn
eine Person oder eine
Gruppe von Personen
schlechter behandelt wird
als andere aufgrund ihrer
Rasse oder Zugehörigkeit
zu einer bestimmten
Volksgruppe, wegen ihrer
Religion, ihrer Überzeu-
gungen, einer Behinde-
rung, aufgrund ihres Alters
oder ihrer sexuellen Orien-
tierung. In anderen Wor-
ten, Diskriminierung be-
deutet, dass man Men-
schen anders behandelt,
und zwar schlechter oder
benachteiligend, weil sie
zum Beispiel schwarzer
Hautfarbe sind, Moslems
sind, jünger als 25 Jahre
oder älter als 50 Jahre
sind, behindert oder
homosexuell sind“.

28 Die Faktoren „Ge-
schlecht“ und „Nationali-
tät“ waren vorgesehen,
sollten aber vom Inter-
viewer nur angekreuzt
werden, wenn sie spontan
genannt wurden.
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sich als sinnvoll, wenn man die Ergebnisse der
Befragung betrachtet: Bezogen auf erfahrene
Diskriminierung wurde von drei Prozent der Be-
fragten in Westdeutschland und von einem Pro-
zent der Befragten in Ostdeutschland angege-
ben, sie seien aufgrund ihrer ethnischen Zuge-
hörigkeit oder ihrer Hautfarbe diskriminiert wor-
den. Nach der beobachteten Diskriminierung
gefragt, antworteten 19 Prozent der Westdeut-
schen und 15 Prozent der Ostdeutschen, sie sei
aufgrund der Rasse oder der ethnischen Her-
kunft der diskriminierten Person erfolgt (Marsh
& Sahin-Dikmen 2003: 8 und 10). Dieses Er-
gebnis verweist darauf, dass es zutrifft, dass
Personen über eigene Diskriminierungserfahrun-
gen deutlich zurückhaltender Auskunft geben
als über Verhaltensweisen gegenüber anderen,
die sie beobachten und die sie als diskriminie-
rend interpretieren.

Allerdings ist es möglich, dass Personen diese
Verhaltensweisen irrtümlich als Diskriminierung
interpretieren oder sie zwar korrekt als Diskrimi-
nierung einordnen, aber einen Grund dafür ver-
muten, der nicht derjenige ist, der tatsächlich
dem diskriminierenden Verhalten zugrunde lag.
Das mag dafür sprechen, statt der erfahrenen
oder beobachteten Diskriminierung das Täter-
potential für diskriminierendes Verhalten zu er-
heben. D. h. in allgemeinen Bevölkerungsum-
fragen kann danach gefragt werden, ob bzw.
wie häufig sich Personen gegenüber anderen
aufgrund von Merkmalen, die diese anderen als
Migranten oder Angehörige ethnischer oder kul-
tureller Minderheiten ausweisen, diskriminie-
rend verhalten. Unseres Wissens existiert keine
Befragung, in der direkt danach gefragt worden
wäre, ob der/die Befragte jemanden diskrimi-
niert habe. Es ist ja auch unwahrscheinlich,
dass Befragte bereit sind, von ihrer Täterschaft
zu berichten. Allerdings gibt es Versuche, das
Täterpotenzial für diskriminierendes Verhalten
näherungsweise zu erfassen. Im bereits ge-
nannten Eurobarometer 57.0 sollten die Befrag-
ten für jede Kategorie von Diskriminierungen
(am Arbeitsplatz, an der Universität etc.) ange-
ben, ob es „immer gerecht“, „meistens ge-
recht“, „manchmal gerecht / manchmal unge-

recht“, „meistens ungerecht“ oder „immer un-
gerecht“ sei, wenn eine Person diskriminiert
würde, wobei diese Person als eine Person „an-
derer ethnischer Herkunft“, als eine Person „die
einer religiösen Minderheit oder anderen Glau-
bensrichtungen angehört“ etc. beschrieben
wurde.

Ein weiterer bemerkenswerter Versuch, das
Täterpotenzial für diskriminierendes Verhalten
indirekt zu erfassen, wurde ebenfalls im Rah-
men einer Eurobarometer-Befragung Nr. 47.1
der EU aus dem Jahr 1997, dem Europäischen
Jahr gegen Rassismus, durchgeführt. Befragte
sollten auf einer Skala von eins bis zehn ange-
ben, inwieweit sie sich selbst als rassistisch be-
zeichnen würden:

„Einige Leute meinen von sich selbst, über-
haupt nicht rassistisch zu sein. Andere wie-
derum sehen sich selbst als sehr rassistisch.
Sagen Sie mir bitte anhand dieser Skala von
1 bis 10, wie Sie sich selbst einschätzen. Die
1 bedeutet ‚bin überhaupt nicht rassistisch’,
die 10 bedeutet ‚bin sehr rassistisch’. Mit
den Werten dazwischen können Sie Ihre
Meinung abstufen.“

Es mag angesichts der Verwendung des im
Deutschen sensiblen Begriffs „rassistisch“ in
der Frage interessant sein, dass 6,8 Prozent der
1922 Befragten in Deutschland sich selbst auf
den Skalenpunkten 7 bis 10 verorteten, also
sich als rassistisch in unterschiedlichem Aus-
maß betrachteten, und 15,6 Prozent auf den
Skalenpunkte 5 oder 6, d. h. in dieser Frage un-
entschieden waren.

Was spricht für diese Perspektive?

Sie lässt die Prämisse, nach der die objektiven
Merkmale von Personen als solche relevant
oder gar problematisch seien, fallen und betont
stattdessen, dass es die Wahrnehmung und Be-
wertung von Merkmalen von Personen sind, die
ihre Lebensqualität ggf. beeinflusst. Damit wird
klar: „Discrimination occurs by observers“
(Skerry 2000: 54) oder: Diskriminierung ge-
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schieht durch Beobachter, und – so will man
hinzufügen – nicht, weil bestimmte Merkmale
von Personen als solche problematisch wären.

Für diejenigen Ämter oder Abteilungen inner-
halb einer Verwaltung, deren Auftrag es ist, sich
speziell mit Gleichstellung und Antidiskriminie-
rung zu beschäftigen, ist dies die Perspektive,
die am ehesten auf ihre Bedürfnisse zuge-
schnitten ist.

Was spricht gegen diese Perspektive?

Wie für die in Kapitel 4.2.4 beschriebene Per-
spektive gilt auch hier, dass das Ausmaß von
Vorurteilen oder Diskriminierungen häufig als
Indikator für den Grad der Integration ethnischer
Minderheiten(/-angehöriger) verwendet wird
(Gordon 1964). Dies setzt aber voraus, dass
man diese ethnischen Minderheiten anhand
anderer Kriterien identifizieren kann bzw. an-
hand anderer Kriterien feststellen kann, wer zu
einer bestimmten ethnischen Minderheit gehört
und wer nicht.

Es ist nach derzeitigem Kenntnisstand schwie-
rig, Diskriminierung über Befragungen valide zu
erfassen.

Unsere derzeitige Einschätzung/Empfehlung:

Eine Erfassung von Menschen mit Migrations-
hintergrund über deren Diskriminierungserfah-
rungen ist für die amtliche Statistik nicht zu
empfehlen, zumal die Statistik damit Gefahr
läuft, selbst Diskriminierungserfahrungen zu er-
zeugen. Diejenigen Ämter oder Abteilungen in-
nerhalb einer Verwaltung, deren Auftrag es ist,
sich speziell mit Gleichstellung und Antidiskri-
minierung zu beschäftigen, sollten aber auf je-
den Fall alle Personen als Zielgruppe erfassen,
die von Diskriminierung betroffen sind. Die In-
tegrationsberichterstattung in diesem Themen-
bereich sollte berücksichtigen, dass eine alleini-
ge Erhebung aus der Opferperspektive auf Vor-
behalte (nicht nur der Opfer) stößt. Das spricht
dafür, neben der Opferperspektive Auskünfte
von Beobachtern oder potenziellen Tätern so-

wie experimentelle Studien zu berücksichtigen
bzw. die Analyse von Verhaltensdiskriminierung
durch eine Analyse institutioneller Diskriminie-
rung zu ergänzen.

Überlegenswert wäre auch, ob nicht verstärkt
nach dem Ausmaß des Sicherheits- bzw. Be-
drohungsempfindens oder der Häufigkeit, mit
der Personen Opfer von Überfällen, Diebstählen
oder Gewalttaten werden, gefragt werden soll-
te, wie es z. B. im Rahmen des „International
Crime Victim Survey“ getan wurde. Anhand sol-
cher Erhebungen kann das Ausmaß der Viktimi-
sierung verschiedener Bevölkerungsgruppen
festgestellt werden, ohne dass die Viktimisie-
rung als Diskriminierung identifiziert worden
sein müsste.

Von einem entsprechenden Versuch in einem
niederländischen Survey berichtet Reinsch
(2000: 257). Hier wurde die folgende Frage
gestellt:

“We all have our views as to how people
should behave in public. When are you
offended by other people’s behaviour?”29

Zu dieser Frage wurde die folgende Interviewer-
anweisung gegeben:

“We would like to get an impression what
behaviour Haarlemmers [die dort untersuchte
Gruppe, Anmerkung der Autorinnen] consider
‘antisocial’. Pursue the question further and
record the answer carefully. In which
situations? Which groups display the
behaviour the most?”30

Reinsch (2000: 257) berichtet, dass unter den
Minderheitenangehörigen zwischen 16 und 42
Prozent von selbst Diskriminierung ansprechen.

An diesen Beispielen zeigt sich deutlich, dass
eine bessere Berücksichtigung von Diskriminie-
rungserfahrungen möglich ist. Hier sollte ver-
stärkt nach innovativen Lösungen gesucht
werden.

29 Wir haben alle eine
Meinung dazu, wie sich
Leute in der Öffentlichkeit
benehmen sollten. Wann
stören Sie sich am Verhal-
ten anderer Menschen?

30 Wir würden gerne ei-
nen Eindruck davon be-
kommen, welches Verhal-
ten Harlemer [die dort un-
tersuchte Gruppe, Anmer-
kung der Autorinnen] als
‚antisozial’ ansehen. (Ver-
folgen Sie die Frage weiter
und zeichnen Sie die Ant-
wort sorgfältig auf). In wel-
chen Situationen? Welche
Gruppen zeigen dieses
Verhalten am häufigsten?
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4.2.6 Sozialstrukturell nachteilige
Positionen: Funktionale Probleme oder
Diskriminierung?

Worum geht es?

In diesem Kapitel wird eine grundsätzliche Fra-
ge der Integrationsberichterstattung diskutiert.
Wenn man in der Integrationsberichterstattung
eine Schlechterstellung von Personen mit
Migrationshintergrund beobachtet, kann diese
Schlechterstellung daher kommen, dass diese
Personengruppe nicht über die Ressourcen ver-
fügt, die in den zentralen Institutionen des Auf-
nahmelandes gebraucht werden. Sie kann aber
auch auf Defizitkonstruktionen beruhen, die die
fehlenden oder fehlgeleiteten Bemühungen der
Institutionen als Defizit der Migrantinnen und
Migranten nachträglich zu legitimieren suchen.
Je nach den Einschätzungen zu dieser Frage
wird man die interessierende Personengruppe
unterschiedlich identifizieren. Dies wird anhand
des Diskurses um mangelnde Sprachkenntnisse
von Migranten und Migrantinnen im Zusam-
menhang mit ihrer Stellung im Schulsystem
und auf dem Arbeitsmarkt illustriert.

Statistisch beobachtbare Nachteile von auslän-
dischen Kindern oder Kindern mit Migrations-
hintergrund im deutschen Bildungssystem sind
gut belegt (Diefenbach 2004). Meist werden
sie auf persönliche Merkmale der Kinder oder
ihrer Eltern, deren Präferenzen, Charakteristika
des Elternhauses oder des kulturellen Umfeldes
zurückgeführt. Aktuell sind es mangelnde
Deutschkenntnisse, die von einigen Forschern
und den meisten Bildungspolitikern als haupt-
verantwortlich für die Bildungsnachteile von
Schülern mit Migrationshintergrund betrachtet
werden: „Gerade im schulischen Bereich gehen
wir davon aus, dass ein wesentliches Kriterium
zur Bestimmung des Einflusses des Migrations-
hintergrundes und der Vitalität der Herkunftskul-
tur die Sprache der Familien und der Kinder ist.
Aus diesem Grund sollten unserer Meinung
nach sowohl Untersuchungen zum Einfluss der
Herkunftskulturen als auch Schulplanungen auf
Sprachdaten zurückgreifen. Dabei soll die
Wichtigkeit weiterer Daten zum Migrations-

hintergrund keineswegs bestritten werden, man
sollte diese Daten nur nicht zum ersten Selek-
tionskriterium erheben“ (Chlosta & Ostermann
2005: 60). Der mangelnde Schulerfolg von
Schülern mit Migrationshintergrund verweist
hier also auf ein funktionales Problem bezüglich
der Unterrichtssprache.

Tatsächlich wurde im Rahmen der PISA-Studie
festgestellt, dass Schüler mit Migrationshinter-
grund relativ schlechte Kenntnisse der Unter-
richtssprache haben, und zwar auch im Ver-
gleich mit Schülern mit Migrationshintergrund
in anderen Ländern und auch dann, wenn sie
ihre gesamte Schullaufbahn in Deutschland ab-
solviert haben. Aus diesem und vergleichbaren
Befunden wird auf einen sprachlichen Förder-
bedarf von Kindern mit Migrationshintergrund
geschlossen, und es stellt sich die Frage, wa-
rum man überhaupt den Umweg über die Erfas-
sung des Migrationshintergrundes von Schülern
gehen sollte, wenn doch die Sprachkenntnisse
für den Schulerfolg entscheidend sind: „Wenn
man Sprache als entscheidenden Indikator an-
sieht, dann sollte man auch Sprachdaten erhe-
ben“ (Chlosta & Ostermann 2005: 63).

Was oberflächlich besehen plausibel klingen
mag, birgt jedoch erhebliche Gefahren: Würde
man sprachbezogene Fragen „zum ersten Se-
lektionskriterium erheben“, so käme dies einer
Vorwegnahme der Ursachen der Schulschwie-
rigkeiten von Kindern mit Migrationshintergrund
gleich, die empirisch nicht gestützt wird: Die
IGLU-Studie hat ergeben, dass nur 5,3 Prozent
der Kinder aus Migrantenfamilien kein Deutsch
gelernt haben, als sie klein waren (Schwippert,
Bos & Lankes 2003: 278), und eine niederlän-
dische Studie hat ergeben, dass der Gebrauch
des Niederländischen von Kindern im Gespräch
mit Eltern, Geschwistern oder Freunden keinen
signifikanten Effekt auf die Niederländisch-
kenntnisse der Kinder, wie sie im Sprachtest im
Rahmen der Studie gemessen wurden, hatte.
Darüber hinaus hatten die Niederländisch-
Kenntnisse der türkisch oder marokkanisch
sprechenden Eltern keinen positiven Effekt auf
die Niederländisch-Kenntnisse der Kinder
(Driessen, Van der Silk & De Bot 2002: 189).

31 „dass die neuesten
Vorschläge des Nieder-
ländischen Ministers für
Stadtplanung und die In-
tegration ethnischer Min-
derheiten, in denen Eltern
mit Migrationshintergrund
dazu aufgefordert werden,
zu Hause Niederländisch
zu sprechen, auf einer
vereinfachten Vorstellung
davon beruhen, wie Spra-
chen, die zu Hause und
in der Schule verwendet
warden, miteinander
zusammenhängen.“
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Die Autoren schließen aus ihren Befunden u. a.,
dass „the recent proposals of the Dutch Mini-
ster for Urban Policy and Integration of Ethnic
Minorities, meant to encourage immigrant
parents to speak Dutch at home, are based on
a simplistic conception of the relationship
between languages used at home and at
school” (Driessen, Van der Silk & De Bot 2002:
191).31

Wenn Kinder mit Migrationshintergrund Defizite
in der Unterrichtssprache aufweisen, liegt dies
also nicht (nur) an ihren Sprechgewohnheiten
außerhalb der Schule, sondern möglicherweise
auch daran, dass es Schulen unterschiedlich
gut gelingt, ihnen hinreichende Sprachkenntnis-
se zu vermitteln oder ihnen die Art von Sprache
zu vermitteln, die Voraussetzung für Schulerfolg
ist. Wenn Schulen die Sprachförderung an einer
bestimmten Zielgruppe ausrichten, dann aber
doch (scheinbar dem meritokratischen Prinzip
folgend) alle Kinder nach denselben Maßstäben
bewerten, kann dies als Variante institutioneller
Diskriminierung betrachtet werden.32 Das ist
zum Beispiel dann der Fall, wenn Mehrspra-
chigkeit institutionell abgewertet wird, und dann
Kinder, die mit mehreren Sprachen leben, mit
den gleichen Tests gemessen werden, wie Ein-
sprachige. Der Einfluss der Institutionen auf das
Gelingen und Scheitern von Integration ist ein
zentraler Gegenstand der Integrationsbericht-
erstattung. Es ist daher problematisch, wenn
Menschen mit Migrationshintergrund über funk-
tionale Defizite definiert werden, bei denen
schlecht entschieden werden kann, ob sie die-
se „mitbringen“ oder ob Besonderheiten erst in
der Interaktion mit den Institutionen zu Defiziten
werden.

Was wurde in diesem Zusammenhang wie

gemessen?

Sprachkenntnisse in der Unterrichtssprache
wurden in den Schulleistungsstudien (IGLU,
PISA) als Lesekompetenz („literacy“) für alle
Schüler anhand eines aufwändigen Testverfah-
rens erhoben, das eigens zu diesem Zweck ent-
wickelt wurde.33

Im Rahmen der Zusatzuntersuchung bei türki-
schen und russlanddeutschen Familien mit
Grundschulkindern zum Kinderpanel des Deut-
schen Jugendinstituts (vgl. Alt 2006), wurden
Väter, Mütter und Kinder um die Selbstein-
schätzung ihrer Kenntnisse im Deutschen und
im Türkischen bzw. Russischen in den vier Be-
reichen Verstehen, Sprechen, Lesen und
Schreiben auf einer Skala von 1 bis 4 gebeten.

Zur Feststellung der zuhause gesprochenen
Sprache wurde in der PISA-Studie danach ge-
fragt, welche Sprache die Kinder zuhause meis-
tens sprechen, wobei sie explizit aufgefordert
werden, nur eine der vorgegebenen Sprachen
anzukreuzen. Eine Unterscheidung nach Ge-
sprächpartnern (d. h. nach Mutter, Vater, Ge-
schwistern oder sonstige im Haushalt lebenden
Personen) erfolgt dabei nicht. Auch eine Frage
danach, wie gut die Kinder diese Sprache spre-
chen, gibt es nicht. Offensichtlich wird voraus-
gesetzt, dass diejenige Sprache, die die Kinder
zuhause am häufigsten sprechen, ihre Mutter-
sprache ist und sie diese vollständig beherr-
schen. Daraus kann man aber nicht im Um-
kehrschluss schließen, welche Sprachen sie
nicht beherrschen.

In der IGLU-Studie wurde danach gefragt, wel-
che Sprachen die Kinder gelernt haben, wobei
Mehrfachnennungen möglich waren, und da-
nach, wie oft die Kinder zu Hause deutsch spre-
chen, worauf sie mit „immer oder fast immer“,
„manchmal“ oder „nie“ antworten konnten. Fra-
gen zur Selbsteinschätzung darüber, wie gut die
Kinder diese Sprachen gelernt haben oder wie
gut sie deutsch sprechen, fehlen auch hier.

Was spricht für diese Perspektive?

Die Erhebung sprachbezogener Fragen kann
Aufschluss geben über spezifische sprachliche
Potenziale und Probleme von Personen mit Mig-
rationshintergrund, sofern diese Personen als
solche erkennbar sind. Bezogen auf den schuli-
schen Kontext können sie zur Feststellung des
Bedarfs an sprachlicher Förderung verwendet
werden.

32 Gogolin (1994) stellt in
diesem Zusammenhang
fest, dass das Festhalten
am „monolingualen Habi-
tus der multilingualen
Schule“ kontraproduktiv
sei.

33 Für die IGLU-Studie
findet sich eine diesbe-
züglich informative Dar-
stellung bei Lankes et al.
(2003).
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Was spricht gegen diese Perspektive?

Konzeptionell stellt sich wieder die Frage, ob
Sprachkenntnisse als Dimension von Integration
betrachtet werden sollten oder zur Identifikation
einer „sprachlich bedürftigen“ Personengruppe
herangezogen werden sollte. Durch eine alleini-
ge Erhebung von sprachbezogenen Fragen wä-
ren sprachlich unauffällige Schüler mit Migra-
tionshintergrund als solche nicht mehr identifi-
zierbar, weswegen Integrationserfolge – auch
sprachlicher Art – unsichtbar blieben.

Unsere derzeitige Einschätzung/Empfehlung:

Sprachbezogene Fragen sind sinnvoll in einem
Kontext, in dem die Relevanz von Kenntnissen
bestimmter Sprachen erwiesen ist oder über-
prüft werden soll. Auch dann sind sie jedoch
gemeinsam mit Informationen über die soziale
Schicht und die Migrationsgeschichte oder
-erfahrung zu betrachten, weil nicht davon aus-
gegangen werden kann, dass Effekte der Mig-
rationsgeschichte oder -erfahrung auf sprach-
bezogene Merkmale von Personen reduziert
werden können. Sprachbezogene Fragen kön-
nen nach unserer Auffassung Fragen nach dem
Migrationshintergrund nicht ersetzen.



33

„Migrationshintergrund“ beinhaltet viele Aspek-
te, die für die amtliche Statistik von Belang sein
können. Im vorausgegangenen Kapitel wurden
Nationalität, Migrationserfahrung und familiärer
Migrationshintergrund, Rechtsstatus und recht-
liche Exklusion, Identität, Minderheiten- und
Diskriminierungserfahrungen und die Erfassung
von Personen mit Migrationshintergrund über
sozialstrukturell nachteilige Positionen inhaltlich
genauer dargestellt, und es wurden die jeweils
verwendeten Operationalisierungsmöglichkeiten
sowie deren Vor- und Nachteile expliziert. Es
versteht sich, dass die Nachteile des einen Zu-
gangs oft die Vorteile des anderen sind. Der
Königsweg bei der statistischen Erfassung von
„Menschen mit Migrationshintergrund“ ist
schon deshalb in einer Kombination mehrerer
Aspekte zu suchen.

Aus pragmatischen und ethischen Erwägungen
heraus ist es bei manchen Aspekten von „Mig-
rationshintergrund“ außerdem empfehlenswert,
auf Indikatoren aus benachbarten Bereichen
auszuweichen. So hat sich gezeigt, dass beim
derzeitigen Kenntnisstand eine Erhebung von
Diskriminierungserfahrungen über die Selbst-
auskunft der Betroffenen zu einer Unterschät-
zung des Problems führen wird. Fragt man je-
doch offen nach der Identität oder gibt man Be-
fragten z. B. die Möglichkeit, sich selbst als
„afrodeutsch“ zu klassifizieren, gewinnt man ei-
nen Anhaltspunkt dafür, welche Personen einem
besonders hohen Risiko für Diskriminierungser-
fahrungen ausgesetzt sind. Wenn man bedenkt,
dass im Migrationsgeschehen zahlreiche sehr
unterschiedliche Gruppen und Problemlagen
entstehen, so dass auch ausgefeilte Indikatoren
für „Menschen mit Migrationshintergrund“ viele
Fragen offen lassen34, gewinnen Selbstauskünf-
te über die Identität an Bedeutung, obwohl sie
auf den ersten Blick beliebiger als „objektive“
Merkmale erscheinen mögen. Neben einer
Kombination von Konzepten ist also auch eine
Kombination von praktikablen Indikatoren zu be-
denken.

Für die Erhebung von „Menschen mit Migra-
tionshintergrund“ in der amtlichen Statistik
kommen zwei grundsätzlich verschiedene Stra-

tegien in Betracht. Zum einen sollten „Men-
schen mit Migrationshintergrund“ möglichst ab-
strakt so definiert werden, dass die Definition
über die Grenzen von Kommunen und Bundes-
ländern hinweg und möglichst auch internatio-
nal vergleichbar ist. Es ist wichtig, dass in
eine solche Definition keinerlei Annahmen
über besondere Nachteile oder Defizite ein-
gehen, damit alle Menschen mit Migra-
tionshintergrund erfasst werden und Integ-
rationserfolge ggf. sichtbar bleiben. Auch
sollte die Definition längerfristig aussagekräftig
bleiben. Auf der anderen Seite wird es für ein-
zelne Dienststellen der Stadt sinnvoll sein, eine
eigene Definition zu verwenden, die für die je-
weilige Aufgabenstellung passend ist. Hier kön-
nen u. U. auch funktionale Probleme oder ein
spezieller Förderbedarf relevant sein, wobei zu
berücksichtigen ist, dass damit eine Darstellung
von Integrationserfolgen erschwert, wenn nicht
verunmöglicht wird (vgl. Kapitel 4.2.6).

Diese grundsätzlich verschiedenen Strategien
lassen sich teilweise, aber nicht vollständig mit
den Nutzungszusammenhängen in Verbindung
bringen, die in Kapitel 2 dargestellt wurden. Un-
sere Empfehlungen beziehen sich auf drei Nut-
zungszusammenhänge: auf flächendeckende
Statistiken, die alle Personen und Haushalte be-
treffen, wobei hier zwischen der Sekundärana-
lyse vorliegender Daten und der Erhebung neu-
er Daten zu unterscheiden ist (5.1). Weiterhin
entwickeln wir Empfehlungen für Neuerhebun-
gen der Stadt, die sich auf repräsentative Stich-
proben beschränken (5.2) sowie für spezielle
Anliegen einzelner Dienststellen (5.3).

5.1 Individual- und haushalts-
bezogene Daten

Die meisten amtlichen Daten werden ohne in-
haltlichen Bezug zum Thema „Migration“ erho-
ben. Es hat sich jedoch als sinnvoll erwiesen,
zumindest eine Variable zum Migrationshinter-
grund mitzuführen, da so für alle Themenberei-
che (einschließlich der Todesfallstatistik, der
Feinstaubbelastung, etc.) grob geprüft werden
kann, ob Menschen mit Migrationshintergrund

Vorschläge und zusammenfassende
Empfehlungen

5

34 Wie sollen deutsche
Kinder von Deutschen
behandelt werden, die
afrikanisch aussehen?
Sind Kinder aus Ehen mit
einem eingebürgerten
Enkel von Türken und
einer neuzugewanderten
Türkin als Kinder einer
binationalen Ehe als
„deutsch“ anzusehen
oder als Kinder mit familiä-
rem Migrationhintergrund?
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anders betroffen sind als die sonstige Wohnbe-
völkerung. Diese Daten müssen hohen Anforde-
rungen an den Datenschutz genügen. Eine Er-
hebung von einzelnen Nationalitäten ist schon
deshalb nicht angezeigt, weil z. B. das Pla-
nungsreferat kleinräumige Analysen mit weni-
gen Tausend Personen durchführt, bei denen
eine verwitwete Armenierin klar zu identifizieren
wäre. Die bisher übliche Erhebung der Staats-
angehörigkeit ist so problematisch geworden,
dass sie ebenfalls ausscheidet (vgl. Einleitung).
Vor diesem Hintergrund plädieren wir dafür,
einen ausländischen Geburtsort zum zent-
ralen Kriterium zu erheben. In der flächen-
deckenden amtlichen Statistik wäre also zu
prüfen, ob eine Person im Ausland geboren ist
oder nicht.

Dieses Kriterium alleine hat den Nachteil, dass
Deutsche, die während vergleichsweise kurzer
Auslandsaufenthalte ihrer Eltern im Ausland ge-
boren sind, mit erfasst werden. Dabei dürfte es
sich aber um eine vergleichsweise kleine Grup-
pe handeln.35

Vorteilhaft ist am Geburtsort im Ausland, dass
der Indikator international häufig angewendet
wird. Spätaussiedler können relativ gut identifi-
ziert werden, bzw. man kann sichtbar machen,
dass eine Person aus dem Ausland zugewan-
dert ist, unabhängig davon, ob es sich um Spät-
aussiedler oder andere Zuwanderer handelt.

Obwohl das Merkmal „Geburtsort“ aussagekräf-
tig ist, ist auch im Alltagsverständnis bekannt,
dass es viele Zufälle gibt, die über den Ort der
Geburt entscheiden. Die amtliche Statistik ver-
meidet es mit der Auswertung dieses Merkmals
also, Menschen einen neuen normativ aufgela-
denen „Stempel aufzudrücken, den sie ihr Le-
ben lang nicht mehr los werden“, wie das ein
Teilnehmer unserer Vorbereitungsdiskussionen
mit gutem Grund formulierte. Der Geburtsort im
Ausland ist als einzelnes Merkmal ein relativ
guter Indikator für „Menschen mit Migrations-
hintergrund“. Alle wissen, dass der Geburtsort
nicht alles über einen Menschen sagt. Und es
handelt sich um ein Merkmal, das ohnehin in
den amtlichen Daten erhoben wird.

Allerdings wirft das Merkmal „Geburtsort im
Ausland“ derzeit pragmatische Probleme bei
alten Datensätzen auf. Der Geburtsort ist zwar
in den Melderegistern gespeichert, das aber
meist nur im Klartext. Auch kommt es im Klar-
text zu Schreibfehlern. Erfahrungen der Stadt
Stuttgart mit einer Nachkodierung zeigen, dass

„zumindest ein großer Teil der Arbeit maschi-
nell zu bewältigen ist. Bei den Ausländern ist
bei den Zuzügen der letzten Jahre in Stutt-
gart bereits das Geburtsland in Form des
Gebietsschlüssels gespeichert und bei den
Deutschen bereiten nur die Datensätze hö-
heren Aufwand, deren Geburtsort nicht in der
aktuellen Gemeindedatei enthalten ist oder
mehrfach enthaltene Gemeindenamen nicht
eindeutig zugeordnet werden können. (…)
Von den insgesamt 90 000 maschinell nicht
zuzuordnenden Fällen waren etwa zwei Drit-
tel manuell leicht zu bearbeiten, da sie, ein-
sortiert in die zugeordneten Fälle, sofort als
abweichend geschriebener Eintrag zu erken-
nen waren. Allein für Stuttgart [als Geburts-
ort; Ergänzung der Autorinnen] gab es ca.
30 Varianten! Letztendlich verblieben mit ca.
30 000 Datensätzen 5 Prozent der Daten-
menge, die individuell nachgearbeitet wer-
den musste“ (Lindemann 2005: 40).

Es sollte aber keine großen Schwierigkeiten be-
reiten, die computergestützte Erhebung neuer
Meldedaten mit einem Menü zu versehen, aus
dem die Angestellten der Behörde zum Zeit-
punkt der Erhebung den richtigen Geburtsort
auswählen bzw. gegebenenfalls nachfragen
können. Auch würden wir uns der Einschätzung
aus Stuttgart anschließen, dass eine Verschlüs-
selung des Geburtslandes im Regelfall ausrei-
chend ist.36

Wenn der Geburtsort im Ausland nicht nach-
erfasst werden kann, wäre zu prüfen, ob zumin-
dest Zugang zu Daten besteht, die Aufschluss
über eine zurückliegende Einbürgerung oder
Optionsstaatsbürgerschaft geben. Da Spätaus-
siedler nicht als eingebürgert gesehen werden
und da diese Daten bei Umzügen häufig verlo-

35 Eine Kombination mit
dem Indikator „Staatsan-
gehörigkeit“ wäre leicht
möglich, da diese im Re-
gelfall ohnehin mitgeführt
wird. Wenn dieser Indika-
tor ausschlaggebend wird,
fallen aber nicht nur die
wenigen Deutschen, de-
ren Eltern kurzfristig im
Ausland lebten, sondern
auch die vielen Spätaus-
siedler aus der Definition
heraus.

36 Am Rande sei er-
wähnt, dass so auch die
innerdeutschen Bevölke-
rungsbewegungen gut
abgebildet werden kön-
nen. Das betrifft beispiels-
weise die quantitativ be-
deutsame Binnenmigra-
tion von Ostdeutschen
nach Westdeutschland.
Dies trägt dazu bei, inter-
nationale Migration in ei-
nen Kontext von Mobilität
insgesamt zu stellen und
so zumindest ein Stück
weit zu entdramatisieren.
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ren gehen, ist dies jedoch die deutlich schlech-
tere Alternative.

Für die zukünftige Ausgestaltung amtlicher Sta-
tistiken wäre über die folgenden weiteren Indi-
katoren nachzudenken:

Staatsangehörigkeit

Die Staatsangehörigkeit wird derzeit erhoben
und wird vermutlich auch weiterhin erhoben
werden. Wir empfehlen jedoch, soweit möglich,
alle Staatsangehörigkeiten zu erheben. Um
nicht mit dem deutschen Recht in Konflikt zu
geraten, könnte man eventuell fragen:

„Welche Staatsangehörigkeiten haben Sie?“

„Gibt es Staaten, die Sie sofort einbürgern
würden? Wenn ja, welche und warum?“

Der letztgenannte Fragevorschlag hat sich noch
nicht bewährt. Er müsste also vor einer Anwen-
dung einem Praxistest unterzogen werden.

Aufenthaltsdauer

Längere Auslandsaufenthalte sowie die Dauer
des Aufenthalts in Deutschland könnten in Ver-
bindung mit dem Geburtsort im Ausland nach
folgendem Schema aus dem Mikrozensus er-
hoben werden.

Identität

Wie in Kapitel 4.3.2 diskutiert, ist abzusehen,
dass die eigene Migrationserfahrung oder an-
dere „objektive“ Merkmale langfristig auch in
Deutschland nicht mehr ausreichen werden,
um diejenigen zu erfassen, die sich nicht-
deutsch identifizieren oder die mit der Zu-
schreibung „nicht-deutsch“ konfrontiert sind. In
den Einwanderungsländern werden bestimmte
Nationalitäten als ethnische Minderheiten er-
fasst, von denen „bekannt“ ist, dass sie beson-
deren Vorbehalten begegnen. Mit der Unter-
scheidung zwischen den Herkunftskonstellatio-
nen: Türkei, sonstige ehemalige Anwerbestaa-
ten, sonstige EU-15-Staaten, sonstige Staaten
und (Spät-) Aussiedler geht der Bildungsbericht
ähnlich vor (vgl. Konsortium Bildungsberichter-
stattung 2006: 141).

Diese Vorgehensweise hat schwerwiegende
Nachteile: Sie behandelt eine Klassifikation als
amtlicherseits bestimmbar, obwohl an die Klas-
sifikation Abwertungen geknüpft sind und ob-
wohl Ämter die Selbst- und Fremdzuschreibung
von Identität eben nicht „objektiv“ feststellen
können. Auch ist zu vermuten, dass sich die
Stigmatisierung von Minderheiten im Zeitverlauf
ändert. Vor 20 Jahren betraf sie Ausländer ins-
gesamt, jetzt vielleicht eher Muslime. Daher
plädieren wir dafür, Fragen zur Identität auch für
die amtliche Statistik zu erproben und zu ver-
wenden. Am einleuchtendsten wäre es, im An-
schluss an den Geburtsort zu fragen:

„Ihre Meldedaten besagen, dass Sie (oder ei-
ner Ihrer Eltern) in [Land der Geburt] geboren
sind. Daher könnten Sie als [Angehörige/An-
gehöriger dieses Landes] eingeordnet wer-
den. Sehen Sie sich auch so? (Falls nicht?)
Wie würden Sie ihre Zugehörigkeit benen-
nen?”

Bei dieser Frageformulierung handelt es sich
um eine Übersetzung und Adaption der in Kapi-
tel 4.2.4 vorgestellten niederländischen Frage-
formulierung (Reinsch 2000: 244), die in
Deutschland zunächst einem Praxistest unterzo-
gen werden müsste. Die Frage müsste auch bei

(letztes) Zuzugsjahr bzw.
Rückkehrjahr?

Auf dem Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland geboren?

Ja Nein

Im Ausland gelebt?

Nicht oder kürzer
als 6 Monate

6 Monate
und länger
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in Deutschland geborenen Personen gestellt
werden, wenn man alteingesessene ethnische
Minderheiten (jüdische Deutsche, Afrodeut-
sche, Sinti und Roma) erfassen möchte.

Ein Vorteil dieser Frageformulierung ist es, dass
viele Befragte eine Übereinstimmung ihrer
Selbstdefinition mit dem „objektiven“ Merkmal
„Ort der Geburt“ feststellen werden, so dass die
so gewonnenen Daten eine Kodierung offener
Antworten nur für diejenigen notwendig werden
lassen, deren Selbstdefinition nicht mit der
„amtlichen Sichtweise“ übereinstimmt. Bei die-
sen Bürgern und Bürgerinnen ist es aber umso
wichtiger, die Selbstdefinition mit zu erfassen,
da hier deutlich werden kann, dass nationale
Bevölkerungen in sich nicht homogen sind. Ein
weiterer Vorteil ist darin zu sehen, dass den Be-
treffenden explizit die Gelegenheit zur Selbst-
definition auch im Unterschied zur amtlichen
Zuordnung gegeben wird. Damit werden Bür-
gerrechte explizit gestärkt, obwohl inhaltlich
Klassifikationen erhoben werden, die auf einen
symbolischen Ausschluss aus der Gemein-
schaft der Staatsbürger verweisen können.

Wenn es praktisch nicht möglich oder politisch
nicht durchsetzbar ist, eine Frage zur Selbst-
definition zu verwenden, sollte alternativ der
Geburtsort beider Eltern erhoben werden. So
kann zumindest in der zweiten Migrationsgene-
ration ein familiärer Migrationshintergrund
näherungsweise erhoben werden.

Fazit

Wenn man aus Sparsamkeitsgründen auf einen
Indikator beschränkt bleibt, sollte der „Geburts-
ort im Ausland“ erhoben, nachkodiert bzw. pri-
mär ausgewertet werden. Ist es möglich, weite-
re Indikatoren hinzunehmen, erscheinen uns die
Aspekte „Rechtlicher Status“, „Dauer des Auf-
enthaltes in Deutschland“ sowie „Identität“ bzw.
ersatzweise „familiärer Migrationshintergrund“
wichtig, die durch die oben genannten Indikato-
ren erhoben werden können.

5.2 Studien mit dem
Anspruch auf
Repräsentativität37

Eigene Erhebungen der Landeshauptstadt Mün-
chen haben den großen Vorteil, dass Fragen
formuliert und Daten erhoben werden können,
die nach dem derzeitigen Diskussionsstand ge-
eignet sind, alle Aspekte von „Migrationshinter-
grund“ zu erfassen. Insofern der Mikrozensus
2005 eine solche Erhebung darstellt, liegen
einschlägige Erfahrungen vor, d. h. wir würden
dafür plädieren, sich an den Fragen des Mikro-
zensus zu orientieren (vgl. 4.2.2 und Anhang).
Die Fragen aus dem Mikrozensus sind sehr gut
geeignet, die Migrationserfahrung und den
familiären Migrationshintergrund zu erhe-
ben. Außerdem werden die erste und eine
eventuell vorliegende zweite Staatsbürgerschaft
erhoben.38  Ungenügend ist lediglich die Erfas-
sung der Spätaussiedler, die sich als zugewan-
derte Deutsche oder als eingebürgerte Deut-
sche verstehen können (vgl. Konsortium Bil-
dungsberichterstattung 2006: S. 140, FN 2).
Da wir ohnehin vorschlagen, die Fragen des
Mikrozensus um Fragen zum Rechtsstatus aus
dem Sozio-ökonomischen Panel zu ergänzen,
sollte sich diese Schwierigkeit auf diese Weise
beheben lassen.

Da sich über den Rechtsstatus und die
rechtliche Exklusion der Einfluss der Migra-
tionspolitik auf die Intergration(-sfähigkeit) von
Menschen mit Migrationshintergrund erfassen
lässt, plädieren wird dafür, die folgenden Fragen
aus dem SOEP zu übernehmen:

„Zu welcher der folgenden Zuwanderergrup-
pen gehörten Sie, als Sie nach Deutschland
kamen?“ („Aussiedler, d. h. deutschstämmige
Person aus osteuropäischen Staaten“, „Deut-
scher, der längere Zeit im Ausland gelebt
hat“, „Bürger eines EG-Mitgliedsstaates“,
„Asylbewerber oder Flüchtling“, „Sonstiger
Ausländer“).

37 Die im Folgenden ge-
nannten Studien haben
den Anspruch repräsenta-
tiv in dem Sinn zu sein,
dass sich Erkenntnisse
über Verteilungen von oder
Zusammenhänge zwi-
schen Merkmalen in der
Stichprobe auf die Grund-
gesamtheit, d. h. hier: auf
die Wohnbevölkerung der
Bundesrepublik Deutsch-
land verallgemeinern las-
sen. Dies soll in der Regel
durch ein Quotenverfahren
bei der Stichprobenziehung
oder durch die Ziehung
einer reinen Zufallsstich-
probe oder – nach der
Stichprobenziehung – durch
die Verwendung von Ge-
wichten gewährleistet wer-
den. Es sei darauf hinge-
wiesen, dass faktische
Repräsentativität nicht er-
reichbar ist: „Keinesfalls
reicht bei sozialwissen-
schaftlichen Erhebungen
der Nachweis, dass be-
stimmte Merkmale in der
Grundgesamtheit mit der-
selben Häufigkeit vorkom-
men wie in der Stichprobe,
aus, um zu beweisen, dass
die Stichprobe alle interes-
sierenden Merkmale in der
korrekten Häufigkeit wie-
dergibt. Dies wäre nur dann
korrekt, wenn alle anderen
Merkmale innerhalb der
durch die bekannten Merk-
male gebildeten Schichten
vollständig homogen ver-
teilt wären“ (Schnell, Hill &
Esser 1992: 316; Hervor-
hebungen im Original). Ein
„repräsentativer“ Survey ist
also immer bestenfalls re-
präsentativ im Hinblick auf
wenige ausgewählte
Merkmale. Erschwerend
kommt bei einer Analyse
von Menschen mit Migra-
tionshintergrund hinzu,
dass Repräsentativität fast
durchgängig auf den na-
tionalen Rahmen bezogen
wird, so dass Menschen,
die in mehreren Ländern
leben, arbeiten und konsu-
mieren, oft schlecht erfasst
werden (vgl. Weiß 2002).

38 Im Unterschied zum
Meldewesen (vgl. 5.1) soll-
te es im Rahmen einer
anonymisierten Studie
möglich sein, auch eine
zweite Staatsbürgerschaft
direkt zu erfragen.
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„Als Sie einreisten, kamen Sie da als Famili-
enangehöriger einer bereits in Deutschland
lebenden Familie bzw. Person?“

Mit diesen beiden Fragen können typische Ein-
wanderungskanäle (einschließlich der Heirats-
migration), die mit deutlichen Unterschieden im
Rechtsstatus und den Integrationschancen ver-
bunden sind, erhoben werden.

Da das SOEP ganze Haushalte im Längsschnitt
untersucht, können im SOEP beide Fragen mit
Informationen zum Ehegatten etc. ergänzt wer-
den. Dies ist nicht bei allen Neuerhebungen der
Fall, so dass die Fragen dann präziser gestellt
oder um Nachfragen ergänzt werden müssen.
Dabei sollte insbesondere die Heiratsmigration
bzw. Familienmigration genauer erfasst werden,
d. h. man müsste erfragen, ob Personen als An-
gehörige von Spätaussiedlern (oder z. B. auch
Hochqualifizierten) mit eingereist sind bzw. ob
sie als Ehegatten der deutschen Wohnbevölke-
rung eingereist sind.

„Haben Sie heute eine Niederlassungserlaub-
nis oder einen anderen Aufenthaltsstatus?“
Diese Frage kann erfassen, ob eine Person
heute noch schwerwiegenden rechtlichen
Einschränkungen (Befristung, etc.) unterliegt.
Sie muss nur bei Ausländern gestellt werden.

Im SOEP werden nur Aussiedler, Asylbewerber
und Flüchtlinge sowie sonstige Ausländer ge-
fragt:

„Haben Sie nach Ihrer Einreise zunächst in
einem Aufnahmelager oder Übergangswohn-
heim gelebt? Wenn ja, wie lange?“ (Wochen
bzw. Monate).

Da mehrjährige Wohnheimaufenthalte für diese
Zielgruppe nicht unüblich sind und zugleich auf
deren insgesamt schlechten Status verweisen,
halten wir diese Frage für eine wichtige Ergän-
zung.

Darüber hinaus sollten Fragen zur Identität von
Personen in repräsentativen Statistiken berück-
sichtigt werden, weil sie mittel- bis langfristig

der einzige Indikator sein wird, mit dessen Hilfe
ethnische Minderheiten bzw. Personen, die sich
selbst als Angehörige ethnischer Minderheiten
betrachten, identifizierbar sein werden.39 Die
einfachste und vielleicht unverfänglichste Vari-
ante einer Frage nach der Identität wäre die
folgende, die im Anschluss an Fragen nach der
Migrationserfahrung bzw. der Migrationsge-
schichte zu stellen wäre:

 „Wie würden Sie sich angesichts dieses [an-
hand der Vorfragen erfassten] Hintergrundes
selbst bezeichnen?“

Es handelt sich dabei um eine Variante der in
5.1. bereits formulierten Frage nach der Identifi-
kation mit Bezug auf die Meldedaten (statt der
Migrationserfahrung oder -geschichte), die lau-
tete:

„Ihre Meldedaten besagen, dass Sie (oder ei-
ner Ihrer Eltern) in [Land der Geburt] geboren
sind. Daher könnten Sie als [Angehörige/An-
gehöriger dieses Landes] eingeordnet wer-
den. Sehen Sie sich auch so? (Falls nicht?)
Wie würden Sie Ihre Zugehörigkeit benen-
nen?”

Für die Erfassung von „Menschen mit Mig-
rationshintergrund“ in amtlichen Neuer-
hebungen empfehlen wir, auf die Konzepte
„Spezifische Nationalität“, „Minderheiten-
und Diskriminierungserfahrung“ sowie auf
die Erfassung sozialstruktureller Schlech-
terstellung zu verzichten. Bei der Erfassung
von sozialstruktureller Schlechterstellung (wie
z. B. von Sprachkenntnissen) geht es um einen
Interaktionseffekt zwischen Migrationshinter-
grund und Institutionen, der im Rahmen der
Integrationsberichterstattung untersucht und
nicht vorausgesetzt werden sollte. Für die „Min-
derheiten- und Diskriminierungserfahrung“ bzw.
für die Besonderheit einer Migrationsgeschichte
zwischen zwei spezifischen Nationen ist eine
differenzierte und kontextsensible Betrach-
tungsweise erforderlich, die in repräsentativen
Erhebungen im Regelfall nicht geleistet werden
kann. Ist man mit groben Näherungen zufrieden,
so bieten die oben angegebenen Indikatoren

39 Ganz so, wie in neue-
rer Zeit deutlich wurde,
dass eine Differenzierung
in In- und Ausländer un-
genügend ist, wird voraus-
sichtlich in Zukunft deut-
lich werden, dass es Be-
völkerungsgruppen gibt,
die sich als Angehörige
ethnischer Minderheiten
betrachten oder denen
diese Zugehörigkeit zuge-
schrieben wird, die aber
durch „objektive“ Merk-
male wie Staatsangehö-
rigkeit, Migrationserfah-
rung oder Migrationsge-
schichte und sogar
Sprachgebrauch oder
-kenntnisse nicht (mehr)
zu identifizieren sind, wie
dies z. B. in den USA be-
reits jetzt der Fall ist.



38

ausreichend gute Anhaltspunkte für die Bedeu-
tung der Nationalität und für das Risiko einer
Person, Diskriminierungserfahrungen ausgesetzt
zu sein.

Bei einer Verwendung mehrerer Konzepte und
Indikatoren stellt sich natürlich die Frage,
welche Kriterien für eine Erfassung als
„Mensch mit Migrationshintergrund“ aus-
schlaggebend sein sollen. Wie sich am Um-
gang des Bildungsberichts 2006 mit den
Mikrozensusdaten zeigte, ist es nicht sinnvoll,
„Menschen mit Migrationshintergrund“ immer
gleich und gleich (un-)differenziert zu erfassen.
Wenn man nur ein Merkmal in allen Meldeda-
ten mitführen kann, wird man sich auf „Im Aus-
land Geborene“ beschränken müssen. Verfügt
man hingegen über die hier empfohlene Daten-
lage, kann man je nach Fragestellung unter-
schiedliche Gruppen herausgreifen. Dies ist im-
mer auch eine politische Frage, die im Rahmen
eines wissenschaftlichen Gutachtens nicht ent-
schieden werden kann. Dennoch können einige
allgemeine Anhaltspunkte gegeben werden:

Wenn man nach inhaltlichen Gesichtspunkten
darüber entscheidet, welche Gruppen von Men-
schen mit Migrationshintergrund unterschieden
werden sollen, wird es z. B. für eine Beurteilung
der Arbeitsmarktintegration zentral sein, „Men-
schen mit Migrationshintergrund“ nach Rechts-
status differenziert zu untersuchen. Bei Perso-
nen, die einem Arbeitsverbot unterliegen bzw.
für längere Zeit unterlagen, werden die Erwar-
tungen an Arbeitsmarktintegration andere sein
als bei denjenigen, die sich durchgängig frei am
Arbeitsmarkt bewegen durften. Für die Analyse
von Bildungsprozessen wird man neben dem
Migrationshintergrund auch die familiäre Migra-
tionserfahrung sowie die spezifische – weil auf
ethnischer Ähnlichkeit beruhende – Migrations-
geschichte der Spätaussiedler genauer erfas-
sen. Ein Beispiel hierfür bietet der mehrfach er-
wähnte Bildungsbericht 2006. Hier wird nach
Ausländern der ersten, zweiten und dritten Ge-
neration unterschieden. Deutsche mit Migra-
tionshintergrund werden in der ersten Generati-
on als (Spät-)Aussiedler und Eingebürgerte und
in der zweiten Generation als (Spät-)Aussiedler,

Eingebürgerte, Deutsche nach Ius-Soli-Rege-
lung und als Deutsche mit einseitigem Migra-
tionshintergrund erfasst (vgl. Konsortium Bil-
dungsberichterstattung 2006: 139). Eine Analy-
se der Arbeitsmarktintegration kann auf viele
dieser Differenzierungen verzichten.

Auch wenn wir dafür plädieren, die oben disku-
tierten Konzepte je nach untersuchtem Anliegen
unterschiedlich differenziert zur untersuchten
Gruppe zusammenzufassen, kann es nicht
schaden, zumindest einen allgemein verwend-
baren Vorschlag darzustellen. Im Vergleich zahl-
reicher internationaler Datensätze entwickelt
Jürgen Hoffmeyer-Zlotnik (2003; siehe auch
Lambert 2005: 269) eine Messung von
Ethnizität in neun Kategorien:

1 CCNN Self and parents born in country,
no minority group or language

2 CCMN Self and parents born in country,
minority group but not language

3 CCL Self and parents born in country,
minority language

4 CPNN Self born in country, parents not,
no minority group or language

5 CPMN Self born in country, parents not,
minority group but not language

6 CPL Self born in country, parents not,
minority language

7 FNN Self born abroad, no minority
group or language

8 FMN Self born abroad, minority group
but not language

9 FL Self born abroad, minority
language

Da die Beherrschung der Mehrheitssprache in-
ternational als Indikator für Minderheitenzuge-
hörigkeit angesehen wird, während wir diesen
Indikator wie in 4.2.6 dargestellt für problema-
tisch halten, ließe sich diese – für den interna-
tionalen Vergleich entwickelte – Kategorisie-
rung für den Zweck dieses Gutachtens folgen-
dermaßen zusammenfassen:40

40 Es werden jeweils die
Kategorien 2 und 3, 5 und
6 sowie 8 und 9 zusam-
mengefasst.

41 Hierzu wären auch
alteingesessene Minder-
heiten z. B. mit deutsch-
jüdischer oder afrodeut-
scher Identität zu rechnen.
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Ein Vorteil dieser Typologie ist die Kombination
objektiver Anhaltspunkte zum Migrationshinter-
grund mit der Identität. Letztlich genügen also
zwei Indikatoren, um eine relativ aussagekräfti-
ge (und international vergleichbare) Typologie
zu erstellen. Auch hier bleibt eine inhaltliche
(und politische) Würdigung aber wichtig: Wenn
man ethnischen Konflikt und Diskriminierungs-
erfahrungen untersucht, wird es sinnvoll sein,
alteingesessene Minderheiten als Risikogrup-
pen anzusehen, auch wenn es sich nicht um
Menschen mit Migrationshintergrund handelt.
Für die sonstige Integrationsberichterstattung
wird man die Gruppen C bis F zusammenfassen
und mit den Gruppen A und B vergleichen.

5.3 Spezielle Anforderungen
einzelner Abteilungen

Wie in Kapitel 2 dargestellt, benötigen einzelne
Abteilungen spezielle Indikatoren, die für ihre
Aufgabenstellung bedeutsam sind. Die Vor- und
Nachteile dieser Indikatoren sowie einschlägige
Fragestellungen wurden im konzeptionellen Ka-
pitel 4.2 zusammengefasst und sollen hier le-
diglich in Form von Verweisen Erwähnung fin-
den. Abteilungen, die Menschen mit Migra-
tionshintergrund fördern (Schul- und Kultus-
referat, Sozialreferat) werden Indikatoren über
eine sozialstrukturelle Schlechterstellung prüfen

(4.2.6). Hier wäre auf eine valide Feststellung
eines Förderbedarfs (Sprachtest statt Angaben
zur Familiensprache) zu achten. Auch werden
dann nicht mehr „Kinder mit Migrationshinter-
grund“ erfasst, sondern „Kinder mit Sprachför-
derbedarf“, was voraussetzt, dass alle Kinder
dem Sprachtest unterzogen werden, nicht nur
diejenigen, die vorher aufgrund irgendeines an-
deren Merkmals als Kinder mit Migrationshin-
tergrund identifiziert werden. Wenn es darum
geht, dass die Stadt z. B. in ihrer Personalpolitik
die Heterogenität ihrer Einwohnerschaft wider-
spiegelt und Offenheit gegenüber allen Kundin-
nen und Kunden signalisiert, wäre an Fragen zur
Identität zu denken (4.2.4). Wenn Bewerberin-
nen und Bewerber mit Minderheitenidentität
bevorzugt eingestellt werden, könnte eine sub-
jektive Selbsteinschätzung problematisch wer-
den. Hier könnte man auf die international übli-
che Praxis zurückgreifen, gute Kenntnisse einer
Minderheitensprache als Indikator für eine Min-
derheitenidentität zu verwenden (vgl. 4.2.1). Die
Beschwerdestelle für Diskriminierungsfälle sei
schließlich auf das Kapitel 4.2.5 verwiesen. Die
valide Erfassung von Diskriminierungserfahrun-
gen steckt auch international in den Kinder-
schuhen42, so dass eine Erprobung innovativer
Lösungen lohnend und eine intensivere For-
schung wünschenswert wäre.

42 Diese auch für uns
erstaunliche Beobachtung
erklärt sich daraus, dass in
vielen Ländern historisch
„klar“ ist, wer diskriminiert
wird und die betreffende
Gruppe als ethnische
Minderheit angesprochen
werden kann und meist
bereits so registriert ist.
Das gilt z. B. für die
„Blacks“ in den USA.

Selbst und Eltern im Land geboren, deutsche
Identität

Selbst und Eltern im Land geboren,
Minderheitenidentität41

Selbst im Land geboren, Eltern nicht, deutsche
Identität

Selbst im Land geboren, Eltern nicht,
Minderheitenidentität

Im Ausland geboren, deutsche Identität

Im Ausland geboren, Minderheitenidentität

A) Alteingesessene Deutsche

B) Alteingesessene Minderheiten

C) Menschen mit Migrationshintergrund mit
deutscher Identität

D) Menschen mit Migrationshintergrund mit
Migrationsidentität

E) Deutsche oder assimilierte Einwanderer

F) Migranten und Migrantinnen mit
Migrantionsidentität
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1. Person 2. Person 3. Person 4. Person 5. Person

95b Was war der Zweck dieser Lehrveranstal-
tung(en)?

überwiegend beruflich ..................................... 1 1 1 1 1

überwiegend privat/sozial................................ 2 2 2 2 2

96 Was war der Inhalt der letzten Lehrveranstaltung? Bitte tragen Sie die genaue Bezeichnung des
Themenbereiches, der Fachrichtung dieser Lehrveranstaltung in das nachstehende Kästchen ein.
(z. B. Textverarbeitung, Töpfern, Insolvenzrecht, Deutsch für Ausländer(innen), Kommunikation, Rhetorik, privater Musikunterricht,
Steuerfachwirt(in), Segelschein, Geldanlagen, Berufsorientierung, Bewerbungsstrategien, Erziehungsfragen)

Themenbereich/Fachrichtung
1. Person

Themenbereich/Fachrichtung
2. Person

Themenbereich/Fachrichtung
3. Person

Themenbereich/Fachrichtung
4. Person

Themenbereich/Fachrichtung
5. Person

Fragen zur Staatsangehörigkeit
97 Sind Sie auf dem heutigen Gebiet der Bundes-

republik Deutschland geboren?
Ja ................................... 1 1 1 1 1

Bitte weiter mit 99 Nein................................ 8 8 8 8 8

!
98 Falls Sie 6 Monate und länger im Ausland

gelebt haben:
 Bitte weiter mit 99

Falls Sie nicht oder kürzer als 6 Monate im
Ausland gelebt haben:

 Bitte weiter mit 100

99 Wann sind Sie auf das heutige Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland zugezogen
(zurückgekehrt)?

1949 und früher............................................... 1949 1949 1949 1949 1949

1950 und später: Geben Sie bitte das (letzte)
Zuzugsjahr an. ................................................

100 Besitzen Sie die deutsche Staatsangehörigkeit?
Bitte weiter mit 101 Ja, nur die deutsche

Staatsangehörigkeit.......
1 1 1 1 1

Ja, die deutsche Staats-
angehörigkeit und min-
destens eine ausländische
Staatsangehörigkeit.......

2 2 2 2 2

Nein............................... 8 8 8 8 8
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1. Person 2. Person 3. Person 4. Person 5. Person

100a Welche ausländische(n) Staatsangehörig-
keit(en) besitzen Sie?
Bitte tragen Sie die zutreffenden Ziffern ein.

1. Staatsangehörigkeit ....................................

2. Staatsangehörigkeit ....................................

Liste der Staaten
Europa Afrika Süd- und Südostasien
Belgien ...........................01
Bosnien- und Herze-

gowina .........................02
Bulgarien ........................03
Dänemark.......................04
Ehemalige Sowjetunion..05
Ehemaliges

Jugoslawien .................06
Estland ...........................07
Finnland .........................08
Frankreich ......................09
Griechenland..................10
Irland ..............................11
Island..............................12
Italien..............................13
Kroatien..........................14
Lettland ..........................15
Liechtenstein ..................16
Litauen ...........................17
Luxemburg .....................18
Malta ..............................19

Norwegen......................20
Niederlande...................21
Österreich .....................22
Polen.............................23
Portugal.........................24
Rumänien......................25
Russische Föderation ...26
Schweden .....................27
Schweiz.........................28
Serbien und

Montenegro.................29
Slowakei........................30
Slowenien .....................31
Spanien.........................32
Tschechische Republik .33
Türkei ............................34
Ungarn ..........................35
Vereinigtes Königreich ..36
Zypern...........................37
Sonstiges Osteuropa.....38
Sonstiges Europa..........39

Marokko ........................40
Sonstiges Nordafrika (z. B.

Ägypten, Tunesien).....41
Sonstiges Afrika ............42

Amerika
Vereinigte Staaten

(USA) ..........................43
Sonstiges Nord-

amerika .......................44
Mittelamerika und

Karibik.........................45
Südamerika...................46

Naher und Mittlerer Osten
Irak ................................47
Iran................................48
Sonstiger Naher und

Mittlerer Osten (z. B.
Georgien, Israel, Jorda-
nien, Libanon, Syrien,
Usbekistan).................49

Vietnam.........................50
Afghanistan ...................51
Sonstiges Süd- und

Südostasien
(z. B. Indien, Indonesien,
Kambodscha, Philippinen,
Thailand).....................52

Ostasien
China.............................53
Sonstiges Ostasien (z. B.

Japan, Korea) .............54

Übrige Welt ..................55

Staatenlos....................98

!
Falls Sie nur (eine) ausländische Staatsange-
hörigkeit(en) und keine deutsche Staatsan-
gehörigkeit besitzen:

 Bitte weiter mit 102

101 Besitzen Sie die deutsche Staatsangehörigkeit
durch Einbürgerung?

Ja .................................. 1 1 1 1 1

Bitte weiter mit 103 Nein............................... 8 8 8 8 8

101a In welchem Jahr haben Sie die deutsche Staats-
angehörigkeit durch Einbürgerung erlangt?

Bitte geben Sie an: Jahr .................................

101b Welche Staatsangehörigkeit besaßen Sie vor
der Einbürgerung?
Bitte tragen Sie die zutreffenden Ziffern aus der Liste
der Staaten in Frage 100a ein.
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1. Person 2. Person 3. Person 4. Person 5. Person

Fragen zu Angehörigen
im Herkunftsland

102 Nur für Verheiratete:
Lebt Ihr(e) Ehefrau/Ehemann noch im Her-
kunftsland?

Ja................................................. 1 1 1 1 1

Nein ............................................. 8 8 8 8 8

Keine Angabe.............................. 9 9 9 9 9

102a Nur für Ledige:
Leben Ihre Eltern oder lebt ein Elternteil noch
im Herkunftsland?
Ja, und zwar:

Mutter und Vater ............................................. 1 1 1 1 1

nur Mutter........................................................ 2 2 2 2 2

nur Vater ......................................................... 3 3 3 3 3

Nein..................................................................... 8 8 8 8 8

Keine Angabe...................................................... 9 9 9 9 9

102b Haben Sie noch Kinder im Alter von unter
18 Jahren im Herkunftsland?
Falls ja, geben Sie bitte die Anzahl Ihrer Kinder,
die noch im Herkunftsland leben, an.
Bei Ehepaaren ist die Angabe nur bei einem
Elternteil erforderlich!
Ja, und zwar Kinder...

unter 6 Jahren .................................................

6 bis unter 16 Jahren ......................................

16 bis unter 18 Jahren ....................................

Nein..................................................................... 8 8 8 8 8

Keine Angabe...................................................... 9 9 9 9 9

Fragen zur Staatsangehörigkeit
der Eltern

103 Lebt Ihre Mutter in diesem Haushalt?
(auch Stief-, Adoptiv- und Pflegemutter)

Bitte weiter mit 110 Ja .................................. 1 1 1 1 1

Nein, lebt nicht in diesem
Haushalt bzw. ist verstor-
ben ................................ 8 8 8 8 8

104 Ist Ihre Mutter 1960 oder später auf das heutige
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ge-
zogen?

Ja .................................. 1 1 1 1 1

Falls ja, bitte geben Sie
das Zuzugsjahr an. .....

Bitte weiter mit 110 Nein ............................... 8 8 8 8 8
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1. Person 2. Person 3. Person 4. Person 5. Person

105 Besitzt bzw. besaß Ihre Mutter die deutsche
Staatsangehörigkeit?

Ja, und zwar...
Bitte weiter mit 108 nur die deutsche Staats-

angehörigkeit................. 1 1 1 1 1

die deutsche Staatsange-
hörigkeit und mindestens
eine ausländische Staats-
angehörigkeit.................

2 2 2 2 2

Nein.................................. 8 8 8 8 8

106 Welche ausländische(n) Staatsangehörig-
keit(en) besitzt bzw. besaß Ihre Mutter?
Bitte tragen Sie die jeweiligen Ziffern ein.

1. Staatsangehörigkeit ....................................

2. Staatsangehörigkeit ....................................

Europa Afrika Süd- und Südostasien
Belgien ...........................01
Bosnien- und Herze-

gowina..........................02
Bulgarien ........................03
Dänemark.......................04
Ehemalige Sowjetunion..05
Ehemaliges

Jugoslawien .................06
Estland ...........................07
Finnland .........................08
Frankreich ......................09
Griechenland..................10
Irland ..............................11
Island..............................12
Italien..............................13
Kroatien..........................14
Lettland ..........................15
Liechtenstein ..................16
Litauen ...........................17
Luxemburg .....................18
Malta ..............................19

Norwegen......................20
Niederlande...................21
Österreich .....................22
Polen.............................23
Portugal.........................24
Rumänien......................25
Russische Föderation ...26
Schweden .....................27
Schweiz.........................28
Serbien und

Montenegro.................29
Slowakei........................30
Slowenien .....................31
Spanien.........................32
Tschechische Republik .33
Türkei ............................34
Ungarn ..........................35
Vereinigtes Königreich ..36
Zypern...........................37
Sonstiges Osteuropa.....38
Sonstiges Europa..........39

Marokko ........................40
Sonstiges Nordafrika (z. B.

Ägypten, Tunesien).....41
Sonstiges Afrika ............42

Amerika
Vereinigte Staaten

(USA) ..........................43
Sonstiges Nord-

amerika .......................44
Mittelamerika und

Karibik.........................45
Südamerika...................46

Naher und Mittlerer Osten
Irak ................................47
Iran................................48
Sonstiger Naher und

Mittlerer Osten (z. B.
Georgien, Israel, Jorda-
nien, Libanon, Syrien,
Usbekistan).................49

Vietnam.........................50
Afghanistan ...................51
Sonstiges Süd- und

Südostasien
(z. B. Indien, Indonesien,
Kambodscha, Philippinen,
Thailand).....................52

Ostasien
China.............................53
Sonstiges Ostasien

(z. B. Japan, Korea) ....54

Übrige Welt ..................55
Staatenlos ....................98

!
107 Wenn Ihre Mutter nur eine oder mehrere aus-

ländische Staatsangehörigkeit(en) besitzt bzw.
besaß:

 Bitte weiter mit 110
108 Besitzt bzw. besaß Ihre Mutter die deutsche

Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung?
Ja .................................. 1 1 1 1 1

Falls ja: Geben Sie bitte
das Einbürgerungs-
jahr an.........................

Bitte weiter mit 110 Nein ............................... 8 8 8 8 8

109 Welche Staatsangehörigkeit besaß Ihre Mutter
vor der Einbürgerung?
Bitte tragen Sie die jeweilige Ziffer ein.
Siehe Liste der Staaten, Frage 106
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1. Person 2. Person 3. Person 4. Person 5. Person

110 Lebt Ihr Vater in diesem Haushalt?
(auch Stief-, Adoptiv- und Pflegevater)

Bitte weiter mit 117 Ja .................................. 1 1 1 1 1

Nein, lebt nicht in diesem
Haushalt bzw. ist verstor-
ben ................................ 8 8 8 8 8

111 Ist Ihr Vater 1960 oder später auf das heutige
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ge-
zogen?

Ja .................................. 1 1 1 1 1

Falls ja, bitte geben Sie
das Zuzugsjahr an. .....

Bitte weiter mit 117 Nein ............................... 8 8 8 8 8

112 Besitzt bzw. besaß Ihr Vater die deutsche
Staatsangehörigkeit?

Ja, und zwar...
Bitte weiter mit 115 nur die deutsche Staats-

angehörigkeit................. 1 1 1 1 1

die deutsche Staatsange-
hörigkeit und mindestens
eine ausländische Staats-
angehörigkeit.................

2 2 2 2 2

Nein.................................. 8 8 8 8 8

113 Welche ausländische(n) Staatsangehörig-
keit(en) besitzt bzw. besaß Ihr Vater?
Bitte tragen Sie die jeweiligen Ziffern ein.
Siehe Liste der Staaten, Frage 106

1. Staatsangehörigkeit ....................................

2. Staatsangehörigkeit ....................................

!
114 Wenn Ihr Vater nur eine oder mehrere aus-

ländische Staatsangehörigkeit(en) besitzt bzw.
besaß:

 Bitte weiter mit 117

115 Besitzt bzw. besaß Ihr Vater die deutsche
Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung?

Ja .................................. 1 1 1 1 1

Falls ja: Geben Sie bitte
das Einbürgerungs-
jahr an.........................

Bitte weiter mit 117 Nein ............................... 8 8 8 8 8

116 Welche Staatsangehörigkeit besaß Ihr Vater vor
der Einbürgerung?
Bitte tragen Sie die jeweilige Ziffer ein.
Siehe Liste der Staaten, Frage 106
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Fragebogenauszug aus dem SOEP



50

Fragebogenauszug aus dem SOEP



51

Fragebogenauszug aus dem SOEP



52

Fragebogenauszug aus dem Reinsch (2000)
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Fragebogenauszug aus dem Reinsch (2000)


